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1010 Wien, den 23. April 1985 
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Auskunft 

Newerkla 

Klappe 6 1 9 3  Durchwahl 

Entwurf e ine s Bunde sgesetz e s , mit dem 
das Inval idene instel lungsgesetz 1 9 6 9 
geändert wird; 

Durchführung de s Begutachtungsver fahrens 

An da s 

Prä s idium des Nationalrates 

Parlament 

1 0 1 0  W i e n 

Gesetzentwurf 
ZL . . . " . . .  "!?.�",, -GE/19.f.-? /(trotr �r Datu� ·' ;i; 9?: o · ··· q···A70 Gt Vertellt/"..1 ................ .Y .. .2. ......... JM 1. 

Mit Bez iehung auf das Rundschreiben des Bunde skanz leramte s 

vom 2 4 . Mai 1 9 67 ,  Zl . 2 2 . 3 9 6 -2/1 9 67 ,  werden anbe i 2 5  Aus fer­

figungen d�s gleichzeitig den zur. Begutachtung berufenen 

Ste l len zuge leiteten Entwurfes e iner Nove l le zum Inval iaen� 

e inste l lungsge setz 1 9 6 9 samt Erläuterungen übermitte lt . Die 

befaß ten Stel len wurden ersucht , ihre Stel lungnahme b i s  

längstens 3 .  Juni 1 9 8 5  bekanntzugeben .  
taI IJ $  

Be i lagen : 
2 5  Aus fertigungen de s Ge setz­
entwurfe s und der Erläuterungen 

Für die Richtigkei t  
1 �E1:r;-.Aus feF1; igu� 
:"V\/VtrlM;\;v'wta;� 

DVR: 0017001 �. 00170\9 

Der Bundesminister : 
D a I I i n g e r  
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I z aj1: 42 . 0 0 5 / 2 -6 / 1 9 8 5  

Bunde sge setz vom . . • . • . • . . . . . . • .  , 
mit dem das Bunde sge setz über die 
Einstel lung und Be schä ftigung In­
val ider ( Inva l idene inste l lungsge­
s et z  1 9 6 9 )  geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesge setz vom 1 1 .  Dezember 1 9 6 9 , BGB1 . Nr .  2 2 / 1 970 , 

über die Einste l lung und Beschäftigung Inva lider ( Inva l iden­

e inste l lungsge setz 1 9 6 9 ) , zuletzt geändert durch das Bundes ­

ge setz , BGB1 . Nr .  3 6 0 / 1 9 8 2 , wird w i e  folgt geändert: 

1 .  Art . I lautet: 

"Artike l I 

Ver fas sungsbe s timmung 

Die Erlas sung , Änderung und Aufhebung der Vorschri ften 

die s e s  Bunde sgesetzes sowie die Vol l z iehung dieser Vor­

schri ften i st auch in den Ange legenhe iten Bunde s s ache , h in­

s ichtl ich deren da s Bunde s -Verfa s sungsge setz in der Fas sung 

von 1 9 2 "9 etwas anderes be s t immt . "  
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2 .  § 1 Abs . 1 l autet: 

" ( 1 )  Alle Dienstgeber , die im Bundesgebiet 2 5  oder mehr 

Dienstnehmer (§ 4 Abs . 1 )  beschä ftigen , sind verp f l i chtet , 

auf j e  2 5  Dienstnehmer mindestens e inen begünstigten Inva l i ­

den (§ 2 )  einzuste l len . Als i m  Bundesgebiet beschä ft igt 

ge l ten auch Dienstnehmer (§ 4 Abs . 1 ) , die sich vorüberge­

hend zur Verrichtung von Arbe itsau fträgen im Ausland au fhal­

ten , j edoch we iterhin der österre ichischen Soz ia lversiche­

rung angehören und dem österre i chischen Arbeitsrecht unter­

l iegen . Dieses Bundesgeset z  ist n icht anzuwenden auf i nter­

nationale Organisationen im S i nne des § 1 Abs . 7 des Bundes­

gesetzes vom 1 4 .  Dezember 1 977 über die E inräumung von Pri­

vi legien und Immunitäten an internationale Organisationen , 

BGBI . Nr .  6 77/ 1 977 . " 

3 .  § 1 Abs . 3 l autet : 

" ( 3 )  Der Bundesminister für soz i a le Verwaltung kann 

e inem Dienstgeber im S inne des Abs . 1 ,  der D ienstnehmer i n  

mehreren Bundesländern beschä ftigt und deren Z ahl in e inem 

Bundesland mindestens 2 5  beträgt , au f Antrag nach Anhörung 

des Beirates d ie Bewi l l igung zur geme inscha ft lichen Erfül­

lung der Beschäftigungspfl icht für se ine im Bundesgebiet 

beschä ftigten Dienstnehmer (Abs . 1 )  erte i len , wenn h iedurch 

die Beschäftigung Inva l ider n icht ge fährdet wird. In der 

Bewi l l igung ist das Landesinvalidenamt zu bestimmen , das für 

die Durchführung des Verfahrens gemäß § 1 6  Abs . 2 zuständig 

ist . Die Bewi l l igung kann be fristet werden; sie ist bei 

Weg fa ll der Voraussetzungen zu widerrufen . "  

;. 
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4 .  § 2 Abs . 2 l i t . c l autet: 

" c) nach bundes- oder landesgese t z l ichen Vorschri ften 

wegen Erwerbsun fähigke i t  ( Berufsun fähigke i t) Pensionen , 

Renten , Ruhegenüsse oder Le istungen zur Deckung des Lebens­

unterhaltes nach den Soz ialhi l fegesetzen der Länder bez iehen 

und nicht i n  Beschä ftigung stehen , oder" 

5. § 4 Abs . 2 lautet: 

" ( 2 ) Für die Festste l lung der Gesamtz ah l  der Dienstneh­

mer (Abs . 1) , von der d ie P f l ichtzah l  zu berechnen ist e§ 1) , 

sind a l le Dienstnehmer , die e in Dienstgeber innerhalb eines 

Bundeslandes ( einsch l ieß l ich der im § 1 Abs . 1 zwe i ter Satz 

ange führten Dienstnehmer) beschä ftigt , z usammenzu fassen . 

Beschä ftigt 

Dienstnehmer 

e i n  Dienstgeber 

und l iegt die 

i n  

Z ahl 

mehreren Bundesländern 

der in e inem Bundesland 

Beschäftigten unter 25 , so sind diese Dienstnehmer jewe i ls 

der Z ahl der Dienstnehmer zuzuzählen , die am S i t z  des Unter­

nehmens beschä ft igt werden . "  

6 .  Im § 5 ent fällt der Abs . 4 .  

7 .  Im § 8 Abs . 2 sind die Worte "§ 1 80 Abs . 2 bis 6 des 

Landarbei tsgesetzes , BGBl . Nr .  1 40 / 1 9 48 , "  durch die Worte 

"§ 210 Abs . 3 bis 6 des Landarbe itsgeset z es 1 9 84 ,  BGBl . Nr .  

287/ 1 9 84 , " ersetz t . 
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8 .  Im § 8 Abs . 3 sind die Worte " §§ 1 9 3  und 1 9 4  des 

Landarbeitsgeset z es , BGB1 . Nr .  1 4 0 / 1 9 4 8 , "  durch die Worte 

"§§ 223 und 224 des Landarbe itsgeset z es 1 9 8 4 , BGBl . Nr .  287/  

1 9 8 4 , "  erse tz t . 

9. Im § 9 Abs .  1 ist fo lgender Satz ange fügt: 

" Die Vorschre ibung hat mitte ls Bescheides zu erfo lgen , 

der nachwe isl ich zuzuste l len ist . " 

1 0 . Im § 9 Abs . 2 lautet der erste Satz: 

" Die Ausgleichstaxe beträgt für j ede e inze lne Person , 

die zu beschä ftigen wäre , monatl ich 1 . 50 0 S . "  

1 1 .  § 9 Abs . 4 ,  5 und 6 lauten: 

" ( 4 )  Die Ausgleichstaxe ist innerhalb von vier Wochen 

nach Eintritt der Rechtskra ft des Besche ides , mit dem die 

Entrichtung der Ausgleichstaxe vorgeschrieben wurde , fä l lig 

und auf Ge fahr und auf Kosten des Schuldners unaufge fordert 

an das Landesi nvalidenamt einzuzahlen . 

( 5 )  Wird die Ausgleichstaxe nicht i nnerhalb der im Abs . 

4 ange führten Frist e inge zahlt , so sind Verzugsz insen in 

Höhe von 4 v . H . über dem j ewe i ls ge ltenden Z i nsfuß für Es­

kontierungen der österre ichischen Nationa lbank pro Jahr z u  

e ntrichten . Verzugsz insen fl ießen dem Ausgleichstax fonds 

(§ 1 0 )  zu . Die Ge ltendmachung e ines Verzugsz insenanspruches 

kann unterb le iben , wenn der Z insenbetrag 1 0 0  S n icht über-
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steigt. 

( 6 )  Die Landesinvalidenämter sind ermächtigt, rechts­

kräftig vorgeschriebene Ausgleichstaxen bis zur Höchstdauer 

von zwei Jahren zu stunden oder deren Abstattung in Raten zu 

bewilligen, wenn der Schuldner zum Zeitpunkt der Fälligkeit 

der Forderung nicht in der Lage ist, diese zu erfüllen. 

Hiefür sind Stundungszinsen in der Höhe von 3 v. H. über dem 

jeweils geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der öster­

reichischen Nationalbank pro Jahr ab Beginn des Monates, in 

dem der Antrag eingebracht worden ist, frühestens jedoch ab 

Fälligkeit der Forderung zu entrichten. Die Stundungszinsen 

fließen dem Ausgleichstaxfonds (§ 10 ) zu. " 

1 2 .  Dem § 9 ist als Abs. 7 angefügt: 

" (7 )  Das Landesinvalidenamt hat für den Fall der Nicht­

zahlung von mindestens zwei Teilraten die bewilligte Ab­

stattung in Raten zu widerrufen und die sofortige Entrich­

tung aller aushaftenden Teilbeträge samt Zinsen zu verlan­

gen. " 

1 3. Die Uberschrift zu § 9a und § 9a lauten: 

"Prämien 

§ 9a. (1 ) Dienstgeber, die mehr begünstigte Invalide 

beschäftigen, als ihrer Einstellungspflicht (§ 1 Abs. 1 bzw. 

2 und § 4 )  entspricht, erhalten für jeden über die Pflicht­

zahl hinaus beschäftigten begünstigten Invaliden (§ 5 Abs. 

1 )  eine Prämie in halber Höhe der nach § 9 Abs. 2 festge­

setzten Ausgleichstaxe. Dienstgeber, die nicht einstellungs­

pflichtig sind, erhalten eine Prämie in gleicher Höhe für 

jeden beschäftigten begünstigten Invaliden (§ 5 Abs. 1 ) . 
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( 2 )  Dienstgeber erhalten für j eden beschäftigten , in 

Ausbildung s tehenden begünstigten Inval iden ( §  2 Abs . 3) 

eine Prämie in Höhe der nach § 9 Abs .  2 festgesetz ten Aus ­

gleichstaxe . 

(3 ) Diens tgebern , die im Rahmen ihrer Unternehmen stätig­

ke it Arbeits au fträge an Einrichtungen , in denen übe rwiegend 

Schwerbehinderte tätig s ind , erte i len , s ind Prämien in Höhe 

von 20 v . H .  des Rechnungsbetrage s der Arbeitsau fträge ( ab­

züglich der Umsat z steuer und aufgerundet auf den nächs t  

höheren , durch zwö l f  tei lbaren Betrag ) z u  gewähren . Der für 

die Prämienbeme s sung heranzuz iehende Rechnungsbetrag i s t  um 

den Wert des verwendeten Materi a l s  dann z u  mindern , wenn 

die ser mehr a l s  ein Vierte l des Ge samtwarenwerte s beträgt . 

Der Auftragnehmer i s t  verpfl ichtet , in der Rechnung den Wert 

des verwendeten Materi a l s  ge sondert aus z uwe i sen . 

( 4 )  Für die Beme s sung der Prämie nach Abs .  3 s ind die 

j ewe i l s  innerhalb eine s  Ka lenderj ahre s von e inem Dienstgeber 

erte i l ten Arbe itsau fträge zusammenzu fas sen . Das Lande s inva­

lidenamt i s t  ermächtigt , an Dienstgeber nach Vor lage von 

sa ldierten Rechnungen über erte i lte Arbeitsau fträge , wenn 

diese den Betrag von 50 . 0 0 0  S übersteigen , vierte l j ährl i ch 

Vorschü s se auf die zu gewährende Prämie z u  z ah len . 

( 5 )  Ein An spruch au f Prämie nach Abs .  3 i s t  für Dienst­

geber ausge schlos sen , die Arbeitsau fträge an j ene nach §§ 1 1  

oder 11a aus Mitte ln de s Au sgleichstax fonds ge förderten Ein­

richtungen ertei len , denen s i e  a l s  Ges e l l scha fter oder Ge­

s chäfts führer angehören . 

(6 )  Uber die Zuerkennung e iner Prämie nach Abs .  1 und 2 

hat das Landes invalidenamt in Fäl len , in denen die Berech­

nung unter Bedachtnahme au f § 16 Abs . 4 b i s  6 er folgt , von 
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Amts wegen , in den übrigen Fäl len über Antrag des D ienstge­

bers z u  entsche iden . Der Antrag kann nur binnen dre i  Jahren 

vom Ende des Kalenderj ahres an , für das die Prämie begehrt 

wird , e ingebracht werden . 

(7) Für die Zuerkennung e iner Prämie nach Abs . 3 sind 

die saldierten Rechnungen nachweisli ch bis zum 1. Mai e ines 

j eden Jahres für das vorhergegangene Kalenderj ahr bei son­

sti gem Anspruchsverlust dem Landesinval idenamt vorzulegen . 

Rechnungen , die der Formvorschri ft nach Abs . 3 letzter Satz 

nicht -entsprechen , sind bei der Berechnung der Summe , von 

der eine Prämie nach Abs . 3 gebührt , n icht zu berücksichti­

gen . 

(8 ) Prämien nach Abs . 1 bis 3 sowie a l l fällige VorschuB­

leistungen nach Abs . 4 sind au f Forderungen des Ausgleichs­

taxfonds gegen den zum Emp fang der Prämie berechtigten 

Dienstgeber anzurechnen . "  

1 4. § 1 0  Abs . 1 lautet: 

" ( 1 )  Beim Bundesministerium für soz iale Verwaltung wird 

der Ausgleichstax fonds gebi ldet . Er hat Rechtspersönlichke i t  

und wird vom Bundesminister für soz iale Verwaltung verwal­

tet. Dem Fonds f l ieBen die Ausgleichstaxen und Z insen (§  9 

Abs . 5 und 6 und § 10a Abs . 5 und 6 )  sowie sonstige Zuwen­

dungen zu. Der Bundesminister für soz iale Verwal tung kann 

ganz oder tei lweise au f die Einhebung rechtskräftig vorge­

schriebener Ausgleichstaxen ( zuzügl ich a l l fä l l iger Z insen) 

ver z i chten , wenn 

1 .  gegen den Ausgle ichstaxenschuldner e i n  Ausgl e ichs­

verfahren erö f fnet worden ist , oder 
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2 .  a l l e  Mögl ichke iten der Einz iehung e r folglos versucht 

worden s ind und aufgrund der Sachlage auch nicht 

angenommen werden kann , daß E in z iehungsma ßnahmen zu 

e inem späteren Zeitpunkt zu e inem Erfolg führen 

werden oder Einz iehungsma ß nahmen von vornherein 

offenkundig aus s ichts los s ind oder 

3. die Einz i ehung mit Kosten verbunden wäre , die in 

keinem Verhältnis zur Höhe der Forderung s tehen . 

Der Verz icht auf e ine Forderung i s t  z u  widerrufen , wenn er 

durch 'Fälschung e iner Urkunde , fal sche s Zeugn i s  oder e ine 

andere gerichtl ich s tra fbare Handlung oder son s twie erschli­

chen worden i st . " 

1 5 .  Im § 10  Abs . 4 lautet der letzte Satz: 

" Den Mitgliedern gebührt der Ersatz der Re i se - und Auf­

enthal tskosten sowie e ine a l l fäl l ige Entschädigung für Z e i t­

versäumn i s  unter s i nngemäßer Anwendung der für Schö ffen und 

Ges chworene ge ltenden Be s t immungen de s Gebührenanspruchsge­

setzes 1 975 , BGB l . Nr . 1 3 6 , mit der Maß gabe , daß j edem Mit­

g l ied der Fahrprei s  für die höchste Wagenklas s e , wenn aber 

das benütz te Be förderungsmi tte l diese nicht führt , für die 

nächstniedrigere tatsächl ich ge führte K l a s s e  z u  ersetzen 

i s t. " 

1 6 .  Im § 10  Abs. 6 i s t  der Wert "0 , 75 v . H . " durch den 

Wert " 1  v . H . " ersetz t . 
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17. § 10a  lautet: 
! ' 

t i 
; , 
; . 

" §  10a . ( 1 )  Die Mittel des Ausgle�chs tax fonds s ind insbe -

sondere zu verwenden für 
, 
(,I 

a )  Zwecke der Fürsorge für die im Sinne dieses Bundes ge -
.; 

set z e s  begüns t igten Inva liden ( §  2 Abs . 1 und 3 )  und 

die in den Abs . 2 und 3 ange führten Behind�rten1 

b)  Zwecke der Für sorge für die nach dem Kriegsopferver­

sorgungsge setz , BGBl . Nr . 152 / 1 957 ,  und dem Heeres� 

versorgungsge setz , BGBl . Nr . 27/1964 , versorgungsbe­

rechtigten Personen und deren Kinder sowie für die 

nach dem Op fer fürsorgegesetz Versorgungsberechtigten 

( §  6 Z. 5 Opfer fürsorgege setz , BGBl . Nr . 1 8 3 / 1 9 47 ) 1  

c )  die Gewährung von Zuschüssen und Darlehen zur Errich­

tung , den Ausbau , die Aus stattung und den laufenden 

Betrieb von ge schütz ten Werkstätten ( §  1 1 )  und ihrer 

Absatzorgani sation , von Ausbildungseinrichtungen ( §  

1 1 a )  sowie von sonst igen zur Vorbere itung von Behin­

derten auf e ine berufliche Eingl iederung geeigneten 

Einrichtungen 1 

d )  die Gewährung von Zuschüssen und Darl ehen für Maß nah­

men nach § 6 Abs . 2 ;  

e )  In formation und Fors chung betre ffend die berufl ichen 

und soz ialen Angelegenhe iten von Beh inderten oder von 

Behinderung bedrohten Personen ; 

f )  Prämien für Dienstgeber ( §  9 a ) 1  

g )  Ersatz von Rei sekosten ( §  1 4  Abs .  6 )  und Au fwander­

satz für Mitgl ieder de s Ausgleichstaxfondsbe irate s 

und der Inva l idenaus schüsse ( §  10 Abs . 4 und § 1 2  

Abs . 8) ; 

h )  Sonderprogramme zur Verbe sserung der berufl ichen 

Eingliederung Behinderter . 

( 2 )  Die im Abs .  1, Punkt a )  und d )  aufgezäh lten Hi l fen 

können auch Behinderten , die österre ichi s che Staatsbürger 
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sind, gewährt werden, deren Minderung der Erwerbsfähigkeit 

weniger als 50 v.H., jedoch mindestens 30 v.H. beträgt, wenn 

diese ohne solche Hilfen einen Arbeitsplatz nicht erlangen 

oder beibehalten können. 

(3) Behinderten, die österreichische Staatsbürger sind, 

. die das 1 4. Lebensjahr überschritten haben, deren Minderung 

der Erwerbsfähigkeit mindestens 50 v.H. beträgt und die 

nicht dem im § 2 Abs. 3 angeführten Personenkreis angehören, 

können Hilfen nach Abs. 1 lit. a) dann gewährt werden, wenn 

ohne diese Hilfen die Aufnahme oder Fortsetzung einer Schul­

oder Berufsausbildung gefährdet wäre. 

( 4 )  Förderungen sind nur zulässig, wenn die Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit des Einsatzes der 

Mittel hiebei gewährleistet sind. Die Auszahlung
. 

einer För­

derung ist nur insoweit und nicht eher vorzunehmen, als sie 

zur Vornahme fälliger Zahlungen benötigt wird. Die Auszah­

lung darf zu einem früheren Zeitpunkt vorgenommen werden, 

wenn dies aus Gründen, die sich aus der Eigenart dieser 

Leistung ergeben, notwendig erscheint. Auf die Gewährung von 

Zuschüssen (mit Ausnahme der Prämien nach § 9a), Darlehen 

oder sonstigen Zuwendungen aus den Mitteln des Ausgleichs­

taxfonds besteht kein Rechtsanspruch. Bewilligte Geldlei­

stungen sind auf offene Forderungen des Ausgleichstaxfonds 

gegen den Leistungsempfänger anzurechnen. 

(5) Vor Gewährung einer Zuwendung aus den Mitteln des 

Ausgleichstaxfonds ist zu vereinbaren, daß ein Zuschuß vom 

Empfänger rückzuerstatten ist oder ein noch nicht rückge­

zahltes Darlehen nach Kündigung vorzeitig fällig wird und 

beide vom Tage der.Auszahlung an mit 4 v.H. über dem jeweils 

geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der österreichischen 

Nationalbank pro Jahr zu verzinsen sind, wenn 
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a )  der Empfänger wesentl i che Umstände verschwiegen oder 

unwahre Angaben gemacht hat1 

b)  das ge förderte Vorhaben nicht oder aus seinem Ver­

schulden nicht z e itgerecht durchge führt wird: 

c) der Empfänger den Zuschuß ( das Darlehen)  widrnungswid­

r ig verwendet hat oder Bedingungen aus seinem Ver­

s chulden nicht eingehalten wurden: 

d )  der Emp fänger die unverzügl iche Meldung von Ereigni s ­

sen , welche d i e  Aus führung der ge förderten Lei s tung 

verzögern oder unmöglich machen oder deren Abänderung 

erfordern würden , unterlassen hat , oder 

e) der Empfänger die Uberprüfung der widmungsgemäßen 

Verwendung der Zuwendung vere i te l t  hat . 

Wenn bei Durchführung de s zu fördernden Vorhabens Einrich­

tungen oder Geräte , deren Wert ( Pre i s )  im Einze l fall 20.000 

S überste igt , aus schl i e ß l ich aus nicht rückzahlbaren Z uwen­

dungen aus Mitte ln de s Ausgleichstax fonds ange scha f ft werden 

sollen , i s t  überdies zu vere inbaren , daß der Empfänger bei 

Wegfal l  oder we sent licher Änderung des Zuwendungs z weckes 

entweder hiefür e ine angemes sene Abge l tung in Geld z u  er­

s tatten oder die betre ffenden Einrichtungen oder die Geräte 

dem Ausgleichstax fonds zwecks we i terer Verwendung zur Ver fü­

gung z u  stellen hat . In die Vereinbarung können abwei chende 

und zusät z liche Bedingungen (Au flage n )  au fgenommen werde n , 

sofern dies die Eigenart der Förderung geboten erscheinen 

läßt . Die Verpflichtung z um Ersatz tri fft den gesetz lichen 

Vertreter , wenn er an einer der in l i t . a b i s  e ums chriebe­

nen Handlungen mitgewirkt hat . 

(6) I st die sofort ige Rückzahlung eines entsprechend 

e iner Vere inbarung nach Abs . 5 fäl l ig gewordenen Betrages 

aufgrund der wirtscha ftlichen Verhältn i s se des Zahlungs­

pfl ichtigen unbi l l ig , so kann die Forderung de s Ausgleichs­

tax fonds au f Antrag des Zahlungspflichtigen gestundet oder 

die Abstattung in Raten bewi l l igt werden . Hiebe i s ind Stun-
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dungsz insen in der Höhe von 3 ', . H .  über dem j ewei ls ge lten­

den Z in s fu ß  für Eskontierungen der österre ichischen Natio­

nalbank pro Jahr auszubedingen � '
: Die Vors chre ibung von Stun­

dung s z insen hat z u  unterble iberi , wenn der ge stundete Förde ­

rungsbetrag 20 . 000 S nicht übersteigt . Die Bewi l ligung zur 

Abstattung in Raten ist zu widerru fen und die sofort ige 

Entrichtung aller au shaftenden Teilbeträge samt Z insen z u  

verlangen , wenn d e r  Rückzah lungspfl ichtige mit mindestens 

zwei Tei lbeträgen im Verzug i s t . 

(7) Der Bunde smini ster, für soz iale-Verwa ltung kann ganz 

oder te i lwe ise au f die Rückzahlung e ines entsprechend einer 

Vere inbarung nach Abs .  5 fäl lig gewordenen Betrages verz ich­

ten ,  wenn 

1 .  a l le Möglichke iten der Einz iehung erfolglos versucht 

worden s ind und au fgrund der Sachlage auch nicht 

angenommen werden kann , daß Einz iehungsmaßnahmen z u  

einem späteren Z e i tpunkt zu e inem Erfolg führen wer­

den oder Einz iehungsmaßnahmen von vornhere in offen­

kundig aus sichts los s ind oder 

2. die Einz iehung der Forderung nach der Lage des Fal­

le s ,  insbe sondere unter Berücks ichtigung der wirt­

schaftl ichen Verhältni s se des Zah lungspfl ichtigen und 

de s Ausmaß e s  seine s  a l l fälligen Ver schuldens an der 

Entstehung der Forderung unbi l lig wäre oder 

3 .  die E inz iehung mit Kosten verbunden wäre , die in 

keinem Verhältni s  zur Höhe der Forderung stehen . 

Be i dem Verz icht auf e ine Forderung i s t  j edenfa l l s  aus z ube­

d ingen , .daß ein Widerru f zuläs sig i s t , wenn der Verz icht 

durch Fälschung e iner Urkunde , fal sche s Z eugn i s  oder e ine 

andere gerichtlich strafbare Handlung oder sonstwie e rschli­

chen worden i st . " 
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18. § 1 1  Abs. 1 l autet: 

" ( 1 )  Ge schütz te Werkstätten im Sinne dieses Bundesge set­

zes s ind die von Gebietskörperschaften , Körperschaften de s 

ö f fentlichen Rechte s , von Trägern der freien Wohl fahrtspfle­

ge oder sonstigen Rechtspersonen ( Rechtsträgern ) ge führten 

gemeinnütz igen und mildtätigen Einrichtungen zur Beschäfti­

gung begüns tigter Inva lider , die wegen Art und Schwere der 

Behinderung noch nicht oder nicht wieder auf dem a l lgemeinen 

Arbeitsmarkt tätig sein können , bei denen aber e ine wirt­

s chaftlich verwertbare Minde stleistungs fähigkeit vorl iegt. " 

1 9. § 1 2  Abs. 8 zwe iter Satz lautet : 

" Den Mitgliedern gebührt der Ersatz der Re ise- und Au f­

enthaltskosten sowie die a l l fä l l ige Ent schädigung für Zeit­

versäumn i s  entsprechend den Bestimmungen des § 1 0  Abs. 4. " 

20. § 14 Abs .  2 b i s  6 l autet : 

" ( 2 )  Liegt ein Nachwe i s  im Sinne de s Abs .  1 nicht vor , 

hat au f Antrag das ört l i ch zus tändige Landes invalidenamt 

unter Mitwirkung von ärztl ichen Sachverständigen den Grad 

der Minderung der Erwerbs fähigkeit e inzuschätzen und bei 

Zutre f fen der im § 2 Abs. 1 ange führten sonstigen Voraus set­

zungen die Zugehörigke it zum Kre i s  der nach die sem Bundesge ­

s e t z  begünstigten I nval iden ( §  2 )  sowie den Grad d e r  Minde­

rung der Erwerbs fähigke it fe s tzuste l len. Bei der Einschät­

zung de s Grades der Minderung der Erwerbs fähigkei t  s ind die 

Vors chri ften der §§ 7 und 9 Abs .  1 de s Kriegsopferver sor­

gungsgesetzes 1 9 5 7 , BGB l . Nr .  1 5 2 / 1 9 5 7 , zu berücks ichtigen; 

§ 90 des Kriegsopferversorgungsge setz e s  1 9 5 7  gi l t  s inngemäß. 
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( 3 )  Die Fe stste l lung nach Abs. 2 wird mit dem Zutre ffen 

der Vorau s setzungen , frühe s tens j edoch mit dem Ersten des 

Monates rechtswirks am ,  in dem der Antrag e ingebracht worden 

i st. Die Zugehörigkeit zum Krei s  der nach diesem Bundesge­

setz begünstigten Inva l iden ( §  2 Abs. 1 und 3 )  erlischt , 

wenn die Voraus setzungen hiefür wegge fal len s i nd. 

( 4 )  Wird e ine Änderung im Leidens zus tand von Amts wegen 

oder auf Antrag festge s te l lt , die auch e ine Änderung in der 

Höhe der Minderung der Erwerbs fähigke it zur Folge hat , wird 

diese Änderung im Falle der Erhöhung des Grade s der Minde­

rung der Erwerbs fähigkeit be i Vorliegen e ines Antrage s ab 

dem Ersten de s Monate s ,  in dem der Antrag eingebracht wurde , 

wirksam , in a llen übrigen Fäl len mit dem Ersten de s Monates , 

der auf die Zuste l lung des Be sche ides folgt. Anträge von 

begüns tigten Inva l iden au f Neufe stsetzung des Ausmaße s der 

Minderung der Erwerbsfähigke it wegen Änderung des Le idens zu­

stande s s i nd ohne Durch führung e ine s Ermitt lungsve r fahrens 

z urückzuwe i sen , wenn seit der letz ten rechtskräftigen Fest­

stellung noch kein Jahr verstrichen i s t. 

(5) Wenn ein begün stigter Invalide oder ein Antragswer­

ber ohne tri ftigen Grund e iner schri ftlichen Aufforderung 

z um Ersche inen zu e iner ärz t l ichen Untersuchung n icht ent­

spricht oder s i ch weigert , die zur Durch führung de s Verfah­

rens unerläßl ichen Angaben zu machen , i s t  das Verfahren 

einzuste l len oder das Erlöschen der Zugehörigkeit zum Kre is 

der nach die sem Bunde sge setz begünstigten Inva l iden ( §  2 

Abs . l  und 3 )  aus zusprechen. Er i s t  nachwe i s l ich au f die 

Folgen s e i ne s  Verhaltens hinzuwe i s en. 

( 6 )  Vor der Gewährung von Lei stungen aus den Mitteln des 

Ausgleichstaxfonds an die im § lOa Abs. 2 und 3 genannten 

Behinderten hat s ich das Lande s inva l idenamt von Amt s  wegen 

Kenntni s über Art und Ausmaß der flinderung der Erwerbs fähig-
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kei t  unter Anwendung der Richtsätz e  nach § 7 des Kriegs­

opferversorgungsgesetzes 1 9 57 zu verschaffen . Bescheide sind 

hierüber nicht zu ertei len . "  

2 1 . Im § 1 4  haben die bisherigen Abs . 5 und 6 die Be­

z e ichnung Abs . 7 und 8 .  

2 2 .  § 1 4  Abs . 7 letzter Satz l autet: 

"Für den Ersatz der Re isekosten gilt Abs . 8 . "  

2 3. § 1 6  Abs . 2 letz ter Satz l autet: 

"Einste l lungspfl ichtige Dienstgeber ( §  1 Abs . 1 )  haben 

e ine Abschrift dieses Verzeichnisses samt den für die Be­

rechnung der Pfl i chtz ahl ( §  4) ma ßgeblichen Daten über die 

Zahl der innerhalb e ines Ka lenderjahres j eweils am Ersten 

e ines j eden Monates beschä ftigten Dienstnehmer bis zum 1 .  

Feber des darauffolgenden Jahres dem zuständigen Landesinva­

lidenamt (über die Beschäftigung von Inval iden im Bereich 

des Bundes dem Landesinva lidenamt für Wien , NÖ und Bgld . )  

einzusenden , das die Angaben zu prüfen und be i Nichterfül­

lun
'
g der Beschäftigungspflicht die Ausgleichstaxe ( §  9 )  

vorzuschreiben bzw. be i Zutre ffen der Voraussetzungen Prä­

mien ( §  9 a )  z u  gewähren hat . " 

24 . § 16  Abs . 5 ,  6 und 7 lauten: 

" ( 5 )  Wenn die für die Uberprüfung der Erfül lung der 

Beschäftigungspfl icht und für die Berechnung und Vorschrei -
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bung der Ausgle i ch staxen bzw . für die Berechnung von Prämien 

erforderl ichen Daten von den Trägern der Soz i a lver s icherung 

au f maschine l l  verwertbaren Datenträgern den 

Landes invalidenämtern zur Ver fügung ge s te l l t  werden ( §  2 2  

Abs . 2 ) , i s t  der D ienstgeber ( ausgenommen der Bund , die Län­

der und Gemeinden) von der a l l j ährlichen Vorl age der Ver­

zeichni s s e  und vom Er fordernis der Antragstei lung au f Gewäh­

rung von Prämien gemäß § 9a Abs . 1 und 2 zu be freien . 

( 6 )  Uber die Be fre iung gemäß Abs . 5 haben die Lande s in­

val idenämter dem Dienstgeber nachwe i s l ich e ine Benachrichti­

gung zuzuste l len , in der die Art und der Umfang der von den 

Soz ialvers icherungsträgern übermitte lten Daten und die 

Dauer , für die die Be fre iung gilt , anzuführen s ind . Die 

Be freiung von der Vor lage des Verze ichn i s s e s  bzw .  vom Erfor­

derni s der Antragstei lung au f Prämien gemäß § 9 a  Abs . 1 und 

2 er l i scht , wenn der Dienstgeber in dre i aufeinander folgen­

den Jahren nicht der Be schäftigungsp fl icht unterl iegt . 

(7 )  Wenn die für die Berechnung von Prämien gemäß § 9 a  

Abs . 1 und 2 erforderl ichen Daten für nicht der E inste l ­

lungspflicht unter l iegende D ienstgeber von den Trägern der 

Sozialve r s icherung au f ma schine l l  verwertbaren Datenträgern 

den Landesinval idenämtern zur Verfügung ge ste l lt werden 

( §  2 2  Abs . 2) , kann das Lande s inva lidenamt den Dienstgeber 

vom Er fordernis der j ährlichen Antragste ilung be fre ien . 

Diese Be fre iung erli scht , wenn in drei aufeinanderfo lgenden 

Jahren d ie Voraus setzungen für die Gewährung e iner Prämie 

gemäß § 9a Abs . 1 und 2 nicht mehr vorl iegen . Für die Aus ­

ste l lung der Benachrichtigung über diese Be freiung gi lt Abs . 

6 erster Sat'z s inngemäß . 11 

2 5 . Im § 1 6  hat der bi sherige Abs . 7 die Bez e ichnung 

Abs . 8. 
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26 . Im § 18 Abs . 2 lautet der erste Satz: 

" Eine mit Besche id vorgeschriebene Ausgle ichstaxe ( zu­

züg l i ch der Z insen gem . § 9 Abs . 5 oder 6 )  kann nur binnen 

zwei Jahren , gerechnet von dem Z e itpunkt an , in dem diese 

Vorschreibung ke inem die Vol lstreckbarkei t  hemmenden Rechts­

z ug mehr unte rliegt , e ingetrieben werden . "  

27. § 1 9 a  Abs . 1 und 2 l autet: 

" ( 1 )  Uber Beru fungen gegen Bescheide des Inval idenaus­

schusses , des Landesinval idenamtes und der Bez irksverwal ­

tungsbehörde i n  Durch führung dieses Bundesgesetzes entschei ­

det ,  soweit d ieses Bundesgeset z  nicht anderes bestimmt , der 

Landeshauptmann . Gegen seine Entsche idung ist e ine wei te re 

Beru fung unzulässig . Dem Ausgleichstax fonds (§ 1 0  Abs . 1 )  

kommt i m  Berufungsverfahren über Ausgleichstaxen oder Prä­

mien Parteiste l lung z u . 

(2) Uber Beru fungen gegen Bescheide des Landesinval iden­

amtes , womit dem Bund die Entrichtung einer Ausgleichstaxe 

vorgeschrieben oder über e inen Anspruch des Bundes auf 

Prämie entschieden wird , entscheidet der Bundesminister für 

soz i a le Verwal tung . "  

28. § 2 2  Ahs . 2 bis 4 l autet: 

"(2) Die Mitwirkung gemäß Abs . 1 e rstreckt sich bei den 

Trägern der Soz ia lversicherung auch auf die Ubermittlung der 

gespe i cherten Daten über Dienstgeber und Versicherte auf 

maschine ll verwertbaren Datenträgern , sowe i t  diese Daten für 

die Beurte i lung der Einste l lungsp f l i cht und deren Erfüllung , 
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die Berechnung und Vor schre ibung der Ausgleichstaxen und 

Prämien sowie d ie Erfa s sung der begünstigten Personen ( § §  2 

und 5 Abs . 3 )  und der Förderungswerber ( §  1 0 a  Abs . 2 und 3 )  

e ine wes entl iche Voraus setzung bilden . 

( 3 )  Die Mitwirkung an der Berechnung und Vorschreibung 

der Ausgleichstaxen und Prämien ( §§ 9 und 9 a )  sowie am Ver­

fahren nach die sem Bunde sgesetz obl iegt nach Maßgabe des § 6 

des Bundesrechenamtsge setzes , BGBl . Nr .  1 23/1 978 , dem Bundes­

rechenamt . 

( 4 )  Die Lande s inva l idenämter s ind insowei t  zur Ermitt­

lung , Verarbe i tung und Ubermitt lung von personenbez ogenen 

Daten im Sinne des Datenschutzgesetze s , BGB l . Nr .  565/1978 , 

betre f fend Dienstgeber , begünstigte Personen ( §§ 2 und 5 

Abs . 3 )  und Förderungswerber ( §  1 0 a )  e rmächtigt , a l s  dies 

zur Erfül lung der ihnen ge s et z l ich übertragenen Aufgaben 

e ine we sentl iche Voraus setzung i st . " 

29 . Im § 22 hat der bi sherige Abs . 3 die Bez e ichnung 

Abs . 5 .  

30 . § 22a Abs . 10 lautet: 

" ( 10 ) Auf die persönl ichen Rechte und Pflichten der 

Inval idenvertrauensperson s ind die Bes t immungen des 4 .  

Hauptstücke s des 11. Te i le s  de s Arbe itsver fassungsge setzes 

bzw . § §  21 8 bis 221  des Landarbei t sge setzes 1 9 8 4 , BGBl . Nr .  

287/ 1 9 8 4 , s inngemäß mit der Maßgabe anzuwenden , daß e in 

Anspruch au f Bildungs fre i s te l lung be i Fortzah lung de s Ent­

ge lte s  zur Te i lnahme an B i 1 dungsveranstaltungen bis z um 

Höchs tausmaß von zwe i Wochen innerha lb e iner Funktionsperio-
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de auch dann bes teht , wenn weniger a l s  20  begünstigte In­

valide in e inem Betrieb be schäftigt werden . Die Bes timmungen 

über die Ersat zmitgl ieder des Betriebsrate s ge l ten s inngemäß 

auch für die persönl ichen Rechte und Pflichten des Stel lver­

treters der Inval idenvertrauensperson . "  

Artikel 1 1  

UBERGANGSBESTIMMUNGEN 

( 1 )  Be freiungen von der Vorlage der j ährl ichen Verze ich­

ni s s e  gemäß § 16 Abs . 5 ,  die vor Inkra fttreten dieses Bun­

desgesetzes erte i l t  worden s ind , bleiben be i Fortdauer der 

Voraus setzungen we iterhin mit der Maßgabe in Kra ft ,  da ß 

diese Be fre iungen auch die Be fre iung vom Erforderni s der 

AntragsteIlung au f Gewährung von Prämien ( §  9a Abs . 1 und 2 )  

mit umfas sen . 

( 2 )  Die Verpf l ichtung zur Zahlung von Verzugs- bzw . 

Stundungsz insen erstreckt s ich auch auf j ene Forderungen des 

Ausgle ichstaxfonds , die vor dem Inkra fttreten dieses Bunde s ­

ge setze s  entstanden aber noch unbegl i chen s ind . 

Artike l  1 1 1  

INKRAFTTRETEN UND VOLLZ IEHUNG 

( 1 )  Artike l  I und 1 1  treten mit 1 .  Jul i  1 98 5  mit der 

Ma ßgabe in Kra ft ,  da ß die Verrechnung von Verzugs - bzw . 

S tundungs z insen ( §  9 Abs . 5 und 6 und § 10a Abs . 5 und 6)  
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erstmal ig für die z um 1 .  Jänner 1 986 offenen Forderungen des 

Ausgle ichstax fonds erfolgt . 

( 2 )  Mit der Vol l z iehung dieses  Bunde sgesetzes  i s t  der 

Bundesmini s ter für soz iale Verwa ltung betraut . 
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V O R  B L A T T 

1 )  Problem 

Langfr i s tige S iche rung der Förderungsmaßnahmen für beru f s tä­
t ige oder in Beru fsau sbi ldung s tehende beh inderte Personen 
im Rahmen de s Inval idene i n s te l lungsge s et z e s  und die Bere it ­
stel lung d e r  e rforde r l i chen finan z i e l le n  Mitte l für diese 
Maß nahme n . 

2 )  Z ie l  

Langfr i s tige S icherung der Mittel für Förde rungs- und Hi l fs ­
ma ßnahmen für Behi nderte aus dem Ausgle i chstax fonds; 

Anpas sung der Prämienrege l ung für D ienstgeber , die Arbe i t s ­
aufträge a n  Behindertenwerkstätten vergeben , a n  d i e  wirt­
scha f t l ichen Gegebenhe i ten; 

admin i s trative Neurege lungen im Zusammenhang mit dem Ver fah­
ren . 

3 )  I nha lt 

Be s e it igung der Ge s e t z e sbe fr i s tung mit dem Z ie l , auch für 
die Zukunft die Le i s tungen nach die sem Ge setz für in Ausbi l ­
dung stehende und beru f s tätige Behinderte z u  s i chern und 
l angfr i st ig e ine finan z ie l le Bas i s  für die bere i t s  betr iebe ­
nen und z u  err ichtenden ge schütz ten Werkstätten ( §  1 1 )  z u  
garantieren; 

Erhöhung und we itere Anpas sung der Ausgle ichstaxe mit dem 
Z i e le , mehr Schwerbeh inderte auf dem offenen Arbe i tsmarkt z u  
bes chä ftigen , die beru fl iche und soz iale Rehab i l i ta t ion 
Behinderter zu fördern sowie Au sbi ldungseinrichtungen für 
s chwerbehi nderte Jugendl iche und Behindertenwerkstätten 
aus zubauen; 

Neurege lung der Best immungen über die Gewährung von Prämien 
für Dienstgebe r , die Arbe itsaufträge an Beh i ndertenwerkstät­
ten vergeben; 

Rege lung über Verzugs- und Stundungsz insen für offene Forde­
rungen de s Ausgle ichstaxfonds; 

Ergänzende Bestimmungen zu Verfahrensvors chri ften; 

Rege lungen über die Re isegebührenan sprüche für Mitgl ieder 
des Ausgle ichstax fondsbe i rate s und der I nval idenau s s chüs se . 
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4 )  Alte rnativen 

keine 

5 )  Kosten 

Die Mehrko s ten für Förderungsma ßnahmen werden aus den e i nge­
henden Au sgleichstaxen getragen . Mehrko s ten , d i e  durch den 
vermehrten Arbe it saufwand i n  den Buchhaltungen im Zusammen­
hang mit der Fondsverwa ltung entstehen ( Z insenrege lungen und 
Z ah l ung von Vorschüssen auf Prämien ) s o l len durch d i e  Erhö­
hung des Verwa ltungsko s tenante i le s  nach § 10  Abs .  6 IEinstG 
gedeckt werden . 

D i e  Vo l l z iehung der Nove l le wird erhebl iche Mehrarbe i ten im 
Bunde smini s terium für soz iale Verwa l tung , in den Verwal ­
tung s s t e l len und Buchhaltungen der Lande s inva l idenämte r  mit 
s i ch br ingen . Die Mehrarbe iten e rgeben s ich au s der P lanung , 
Errichtung und Be treuung von Ausbi ldungseinrichtungen und 
ge s chütz ten Werkstätten , au s den vermehrten E i n z e l förderun­
gen , aus der Rege lung über Ver zugs- und S tundungs z insen 
sowie aus der Le i s tung von Vorschü s sen an Dienstgebe r , die 
Arbe it sau fträge an geschüt z te Werkstätten vergeben . Es wird 
versucht werden , durch organ i s atori sche Ma ß nahmen , in sbe son­
dere durch persone l l e  Umschichtungen , mit den der z e i t  vor­
handenen P l an s te l len den zusät z l ichen Arbe itsaufwand z u  
bewält i gen. 
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E R L Ä U T E R U N  G E N  

I .  Al lgeme iner Te i l  

D i e  ge set z l iche Verp f l ichtung zur E instel lung und Beschäfti ­

gung von Inva l iden reicht b i s  in d i e  Z e i t  nach dem Ersten 

We l tkr ieg z urück. Durch die Notwendigke i t , die gro ß e  Zahl 

von K riegs inva l iden in da s Erwe rb s leben wiedereinzug l iedern , 

hat die ö s terre ichi sche Nat ionalversammlung im Jahre 1 920 

das I nva l i denbe schä ft igungsge setz ( StBG l . Nr. 4 5 9) beschlos­

sen . Dieses Ge setz enth i e l t  die Verp f l ichtung für a l le auf 

Gewinn oder Erwerb ger i chteten Betriebe , K riegs inva l ide 

e in z u s te l len ,  wenn s ie minde stens 20 Arbe i tnehmer be s chä f­

tigten . Dien s tgeber, die dieser Verp fl ichtung n i cht nachge­

kommen s ind , mu ß ten e ine Ausgle i chs taxe an e inen Fonds z ah­

len . 

Das Inva l idenbe schäft igungsge setz b l ieb nach der Be setzung 

österreichs im Jahre 1 93 8  we iterhin in Kraft . Nach der Be­

fre iung ö s terre i chs ga lten au fgrund des Rechtsübe r l e i tungs­

ge setze s , StGB l . Nr . 6/ 1 94 5, diese nach dem 1 3 . März 1 93 8  i n  

Ge ltung ge s tandenen Rechtsvorschri ften vor läufig we ite r . E s  

z e igte s ich , d a ß  d a s  Inva l idenbe s chäftigungsge setz den dama­

l igen Verhältn i s sen n icht mehr Rechnung t rug . Eine r s e i t s  war 

die Zahl der Kriegsbe schädigten nach dem Zwe i ten We ltkrieg 

s tark ange s t iegen , andere r s e i t s  mu ß te für die E ingl iederung 

der po l i t i s chen Opfer in das Erwerbs leben Vor sorge getro f fen 

werden . Am 1 .  Oktober 1 946 trat das Inva l idene inste l lungsge­

setz , BGB l . Nr . 163 / 1 946 , in Kra ft . Da s Inval idene inste l ­

lungsge setz a u s  dem Jahre 1 9 4 6  wurde mehrma l s  geändert und 

ergänz t; im Jahre 1953 wurde e s  im Bunde sge setzblatt unter 

der Nr . 2 1  wiederverlautbart . 

Waren das Inva l idenbe schäftigungsge setz und das Inva l iden­

e instel lungsgesetz au s dem Jahre 1946 dazu be s timmt , die 

gro ße Z ahl von Kriegs inva liden in das Erwerbs leben wieder-
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e inzugl iedern , z eigte die Entwicklung , da ß e s  soz ialpo l i ­

t i sch geboten war ,  d i e  Begünstigungen und den Schutz d i e s e s  

Ge setzes auch anderen Gruppen von Schwerbehinderten zutei l  

werden z u  l a s sen . Schr ittwe i s e  wurden Unfal lversehrte und 

Z ivi l inval ide in den begünst igten Per sonenkrei s  e inbe zogen . 

Nach den Be st immungen de s Bunde s -Ve r f a s sungsge s e t z e s  bzw . 

de s Opferfürsorgege s e t z e s  s teht dem Bund e ine Kompetenz zur 

ge set z l ichen Rege lung ledigl ich in e inigen Te i lbere ichen , 

wie z . B .  in der Kriegsop ferversorgung , der Heere sversorgung , 

in der Soz i a lve r s i cherung und in der Op fer für sorge z u . Die 

Rege lung j ener Bere iche , die durch Ver fassungsbe s timmung 

nicht ausdrückl i ch dem Bund vorbehalten s ind , wie z . B . die 

Rehabil itat ion von Z iv i l inval iden , fa l len hingegen gemäß 

Artike l  15 B-VG in die Kompetenz der Länder .  

Da demnach die kompe tenz recht l iche Grundl age des Bunde s 

nicht für a l l e  begünst igten Personengruppen gegeben war , hat 

der Verfassungsger icht sho f mit Erkenntni s vom 2 7 . Juni 1 969 , 

G 1 2 , 1 3 / 1 969 , e ine Re ihe von Be s t immungen des Inva l i dene in­

ste l lungsge s e t z e s  1 9 5 3  au fgehoben . Um den vom Ver fas sungsge­

r ichtshof au fge z e igten Mange l zu s anieren , hat der Nationa l ­

r a t  nach l angwier igen Verhand lungen zwi schen dem Bunde smini ­

s te rium für soz iale Verwa ltung , den Behindertenorganisa­

tionen , insbe sondere der Z entra lorgani sat ion der Kriegs­

opferverbände ö sterre i chs , und den Bunde s ländern das Inval i ­

dene inste l lungsge setz 1 969 , BGBl . Nr .  2 2 / 1 9 70 ,  be schlo s s en .  

D i e s e s  Ge setz enthält im Artike l I e ine Verfas-

sungsbe s timmung , wonach die Erlas sung , Ändp.rung und Au fhe­

bung der Vorschri ften dieses  Bunde sge s e t z e s  sowie die Vol l ­

z iehung dieser Vor schriften auch i n  den Ange legenhe i ten 

Bunde s s ache i st , hins icht l i ch deren das Bunde s -Verfas­

sungsgesetz in der Fassung von 1 9 2 9  etwa s anderes be s timmt . 

Der Nationa lrat hat diese Verfa s s ungsbe s timmung mit 3 1 . 

De zember 1 9 8 9  be fri stet . Vor Ablau f der Fr i s t  s o l l  im Hin­

b l ick auf die stetig rückläufige Z ahl an Kriegsop fern und 

Op ferbe fürsorgten bei e iner ste igenden Zahl von Z iv i l -
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behinderten geprü ft werden , ob noch we i terhin e i n  Bedarf 

nach e iner bunde se inhe i t l ichen Rege lung b e s teht . 

Durch die Nove l le vom 2 0. Juni 1 9 7 3, BGB I . Nr . 3 2 9, wurde 

die langj ährige Forderung der Z iv i l i nva l iden e r fül lt , j ede 

D i f ferenz ierung innerha lb der Schwerbeh inderten zu be s e i t i ­

gen . Nach der neuen Recht s l age findet d a s  I nva l i dene i n s te l­

lungsge setz au f a l l e  Schwe rbehinderten ohne Rücks i cht au f 

die Ents tehungsurs ache der Ge sundh e i t s s chädigung Anwendung . 

Damit i s t  das Inva l i dene inste l lungsge setz z u  e i nem a l lgemei ­

nen Rehab i l i tation s in s trument geworden . 

Im Oktober 1 9 7 7  hat das Bunde smi n i s ter ium für soz i a l e  Ver ­

wa ltung e in um fas sende s Konz ept z u r  Eing l iederung Behi nder­

ter der ö ffent l i chke it vorge s tel l t . E s  enthält im we sent l i­

chen die Grundsätze für e i ne moderne Rehab i l i tat ion , die 

Scha f fung ausre ichender Möglichke i ten zur Be schäftigung von 

Behinderten auf dem offenen Arbe i t smarkt a l s  oberstes Z iel 

a l le r  Maßnahmen , den Ausbau von ge schütz ten Werkstätten für 

Behinderte , die mit Rücks icht au f ihren Leidens z u s tand n icht 

au f dem o f fenen Arbeit smarkt untergebracht werden können und 

die be s sere Koordination der Tätigke i t  der ver s chiedenen 

Rehab i l itation sträger . 

Neben den bere its bewährten Instrumenten der S o z ia lver s iche­

rungsge setze und des Arbe it smarktförderungsge s e t z e s  wurden 

im Jahre 1 9 7 9 durch e ine umfas s ende Nove l le z um I nva l iden­

einstel lungsge setz 1 9 6 9  ( BGBI . Nr . 1 1 1 / 1 9 7 9 )  z u s ät z l i che 

Förderungsmöglichke i ten ge scha ffen . Beträcht l iche M itte l de s 

Ausgle ichs tax fonds werden zur Errichtung und den Betrieb 

ge schüt z te r  Werks tätten und Ausbi ldungse inr ichtungen für 

Behinderte verwendet .  Auch die Förderung von ge schützter 

Arbe i t  in Betr ieben i s t  erheb l ich verstärkt worden . M itte l 

aus die sem Fonds erhalten Dienstgeber für die Arbe itspl a t z ­

aus stattung , z ur Schaffung von Arbe it splätzen , die für Be-

146/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 27 von 60

www.parlament.gv.at



- 4 -

hinderte besonder s  gee ignet s ind , sowie a l s  Z us chuß z u  den 

Lohnko s ten . Mittlerwe i le konnten e l f  geschütz te Werks tätten 

in Betr i eb genommen werden: we i tere be fi nden s ich im S tad ium 

der Planung , e ine Re ihe von Ausbi ldungseinr i chtungen für 

Behinderte we rden ge fördert . E in Ausbi ldung s z entrum für 

s chwerbehinderte Jugend l iche i n  Wien i st pro j ekt iert . Sämt­

l i che E inrichtungen d ienen fast aus schl i e ß l ich Z iv i lbeh in­

derten . S o l l  der Betrieb d i e se r  E inr ichtungen b zw . die Rea­

l i s i erung neuer E inrichtungen , die den Z ivi lbehinderten e ine 

gediegene Ausbi ldung und Be schäftigungsmögl ichke i ten b i e ten , 

ge s ichert werden , so i s t  der Be stand de s I nva l idene instel­

lungsge s e t z e s  1 9 6 9  über den 3 1 . Dezember 1 9 8 9  h inaus h i e für 

e ine unbedingte Vorau s setzung . Aber auch für die Krieg s ­

op fer , d i e  im H inb l ick a u f  ihr fortge schri ttene s Alter im 

grö ß eren Umfange der Erholungs fürsorge bedür fen , i s t  der 

We iterbestand des Ausgle ichs tax fonds von grö ß te r  Bedeutung . 

D i e s  hat die Behinde rtenorgani s ationen ö s terre ichs dazu 

bewogen , in Re solut ionen wiederho lt z u  fordern , die ge s e t z ­

l iche Be fri s tung zu b e s e i t igen und die Zuständ igke it de s 

Bundes für diese wicht igen Ma ßnahmen im Zusammenhang m i t  der 

beru f l ichen Integration au f Dauer zu s ichern . Der Inva l iden­

für sorgebe irat , des sen gesetz liche Au fgabe die Beratung des 

Bunde smin i s ters für s o z i a l e  Verwa ltung i n  Ange legenhe i ten 

der Behinderten i st und in dem unter anderem auch die we­

sent l i chsten Beh indertenorgani s ationen ö s terre i ch s  vertreten 

s ind ,  hat daher in se iner letzten S i t z ung im Dez ember des 

Vor j ahre s die Empfehlung beschlos sen, die Befri s tung der 

Ver fas sungsbe s t immung zu be s e i tigen und danach die dauernde 

Z u s tändigke it des Bunde s für die Rege lung der Inva l i denein­

s te l lung zu begründen .  D ie s  n icht z u le t z t  auch mit dem Z i e l  

e iner längerfrist igen P lanungsmögl ichke it sowoh l  für d i e  

Schaffung und Erha l tung von Behindertenarbe i t splätzen a l s  

auch für d i e  S icherung der we itre ichenden individue l len 

Förderungen für die im Beru f  oder in Ausbi ldung s tehenden 

Behinderten . Die sem Er forderni s  s o l l  die Neu fas sung des Art . 

I Z 1 (Verfa s sungsbe s timmung ) gerecht werden . 
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Den zwe i ten Schwerpunkt de s vorl iegenden Ges e t zentwu r fe s  

bi ldet d i e  finanz i e l l e  S icherung der Maßnahmen für beru f s tä­

t ige und in Ausbi ldung s tehende behinderte Menschen , wobe i 

e s  nicht genügt , das Erre i chte z u  erhalten , sondern die 

Einr i chtungen der Rehabi l i tation we iter aus zubauen . D i e s  

entspricht auch dem Au ftrag der Vereinten Nationen an ihre 

Mitgl iedstaaten durch Au srufung der " De kade der beh inderten 

Menschen" in ihren Bemühungen um e ine be sonder s  benachtei ­

l igte Gruppe von Bürgern , näml ich d i e  Behinderten , nicht z u  

e r lahmen . Hiezu beda r f  e s  abe r  - sollte e s  nicht nur bei 

Abs ichtserklärungen ble iben - der notwendigen finanz i e l len 

Mitte l . 

Im Rahmen des Inva l idene inste l lungsge se t z e s  1 969 werden die 

finanz iel len Au fwendungen aus dem Ausgle i ch s tax fonds - e inem 

vom Bunde smin i s te r  für soz i a le Verwal tung verwalteten Fond s 

mit e igener Rechtspersönli chke it - nach Anhörung e ine s Bei ­

rate s be stritten . Die ser Fonds wird aus j enen Ausgle ichs­

taxen ges pe i s t , die D iens tgeber z u  bez ahlen haben , d i e  - au s 

we lchen Gründen immer - ihrer ge setz l ichen Verpf l ichtung zur 

Be s chäftigung von Behinderten im e igenen Betrieb nicht nach­

kommen .  Die Ausgle ichs taxe i s t  somit ihrer Natur nach ke ine 

S teuer ode r  Abgabe , sonde rn ein Las tenausgl e i ch zwi s chen 

j enen Dienstgebern , die s ich der Aufgabe unte r z i ehen , be son­

der s  s chutzbedürft ige Mitarbe iter zu be s chäftigen , und sol­

chen Dienstgebern , die dies nicht im e r forde r l i chen Ma ße 

bewerkste l l igen . Das oberste Ziel und primäre Anl i egen de s 

Inval idene inste l lungsge setze s i s t  daher nach wie vor die 

vo lle Integration von behinderten Menschen in den Betrieben 

der fre ien Wirt scha ft . 

Da diese Tendenz zur Be schäft igung von behinderten Mitarbe i ­

tern i n  den Betr ieben aber bedauerl icherwe i s e  von Jahr z u  

Jahr geringer wird , mehrten s ich die S t immen in den Behin-

dertenorgani sat ionen nach 

Erfül lung der ge set z l ichen 

wirksameren Ma ßnahmen , um 

Einste l lungsverpfl ichtung 

die 

im 
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größ eren Umfang z u  erre i chen . Journa l i s ten sprechen immer 

wieder von " bi l l igem Fre ikauf "  von ge setz l i chen Verpfl ich­

tungen . Waren im Jahre 197 5  rund 2 4 . 500 Behinderte be i e in­

stel lungspf l ichtigen D i ens tgebern be schä ftigt , so verringer­

te s ich diese Zahl im Jahre 198 3 au f rund 16 . 000 , während 

d ie Z ah l  der z ur E inste l lung verp f l ichteten D i enstgeber im 

gleichen Z e i traum gering fügig ange s t i egen i st ,  nämlich von 

1 1 . 12 3  au f 1 1 . 379 . Im gleichen Z e i traum i s t  auch d i e  Z ah l  

der be i den Arbe it sämtern vorgemerkten , wegen gei s t iger oder 

körperl icher Behinderung nur bedingt vermittlungsgee igneten 

Personen von 5 . 01 9  (Augus t  197 5 )  au f 9 . 864 ( Augus t  198 4 )  

ange s tiegen . A l lerdings zäh len n icht a l le d i e se Personen 

auch zu den nach dem Inva l idene inste l lungsge setz begüns t ig­

ten Inval iden , bi lden aber e in we sent l iche s Potent i a l  für 

die Erlangung e iner solchen Begünstigung . 

Die l e t z te außerordent l i che Erhöhung der Ausgleichstaxe 

erfolgte im Jahre 1979 ( BGBI . Nr .  1 1 1 / 1 979) , und zwar von 

390 S auf 600 S .  Se ither erfo lgte j ährl ich e ine Au fwertung 

mit dem auch für Renten und Pens ionen ge ltenden Anpas sungs ­

faktor ( abgerundet au f vo l le 10 S) . Es beträgt daher d ie 

Ausgleichstaxe für 1 9 8 5  - vorbeha l t l ich der gegen ständl ichen 

geplanten ge setz l ichen Neurege lung 760 S pro Monat für 

j ede P f l ichts te l l e , die nicht mit e iner begünstigten Person 

bes e t z t  wurde . 

Au fgrund de s bere i t s  e ingangs erwähnten Rehabi l i tationskon­

zeptes des Bunde smini s ters für soz iale Verwaltung aus dem 

Jahre 1 977 , mit des sen schrittwe i ser Verwirkl ichung im Jahre 

1980 begonnen wurde , erhöhten s ich die Ausgaben des Aus ­

gleichs taxfonds sprunghaft . Betrugen die Ausgaben des Aus ­

gleichstax fonds im Jahre 197 5  rund 4 5  Mi l l ionen Schi l l ing ,  

so waren e s  198 3 bere its rund 1 80 Mi l l ionen Schi l l ing . Dem­

gegenüber h inkten die Einnahmen de s Fonds an Ausgle ich staxen 

s e i t  dem Anlaufen der angeführten Akt ivitäten insge s amt nach 

(Einnahmen 197 5  39 , 5  Mil l i onen Schi l l ing und 1 9 8 3  1 57 , 9 
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Mi l l ionen Schi l l ing ) , soda ß nach und nach die au s früheren 

Jahren ange s amme lten Rücklagen au fge löst werden mu ß ten . 

In den Jahren 1 9 8 0  b i s  1 9 8 4  haben s ich acht Ge s e l l s cha ften 

m . b . H .  etabliert , die in 1 1  Betrieb s s tätten rund 650 behin­

derte Menschen be schäftigen . Die Kos ten für die Errichtung 

und Aus s tattung der Betriebsgebäude betrugen rund 2 4 5  M i l ­

lionen Schi l l ing . Hievon wurden a l le in rund 1 1 8  Mi l l ionen 

Sch i l l ing vorn Ausgleichs tax fonds und die re stl ichen Kos ten 

von den Ländern und der Allgeme inen Unfallver s iche rungs an­

stalt getragen . Letz tere hat s ich b i sher mit rund 2 0  M i l l io­

nen Schi l l ing an diesen Pro j ekten bete i l igt . Ange s icht s der 

noch immer für schwer vermitte lbare Personen ange spannten 

Arbe i tsmarkt lage i st mit dem Erre ichten noch nicht der vo l le 

Bedar f gedeckt und e s  l iegen dem Bunde smini s ter ium für so­

z ia l e  Verwal tung auch bere its we itere begründete Ansuchen 

zur Scha f fung von Arbeitsplät zen in ge schütz ten Werkstätten 

vor . 

Gleichze itig wurde e s  aber auch notwendig , die Förderungs­

maß nahmen für Diens tgeber , die bereit s ind ,  zusät z l ich Be ­

h inderte e inzu s te l l en ,  we sentl ich z u  vers tärken . Wurden im 

Jahre 1 9 8 2  an Diens tgeber für Zuschü s s e  zu den Lohnkos ten 

rund 6 Mi l l ionen Sch i l l ing und für Prämien rund 8 M i l l i onen 

Sch i l l ing au fgewendet ,  so erhöhten s i ch diese Le i stungen im 

Jahre 1 9 8 4  bere i t s  für Zuschüs se zu den Lohnkos ten auf rund 

1 7 , 7  Mi l l ionen Sch i l l ing und für Prämien auf rund 3 2 , 6  M i l ­

l ionen Sch i l l ing ,  d i e  der Wirtschaft direkt wieder zu­

flie ß en . Die Ge s amtau fwendungen für Lei s tungen an begünstig­

te Inva l ide , beh inderte Personen in Ausbi ldung und an 

Dienstgeber , die beh inderte Mi tarbe i ter beschäftigen , be l ie­

fen s ich im Jahre 1 9 8 2  auf insge samt rund 3 6 , 5 Mi l l ionen 

Schi l l ing , im Jahre 1 9 8 4  aber bereits auf rund 8 5 , 3  Mi l l io­

nen Schi l l ing . Hiezu kommt noch e in Betrag von rund 6 Mi l­

lionen Schi l l ing j ährl ich an S tudien- und Lehr l ingsbe ihi l ­

fen . 
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Neben den l aufenden Zuwendungen an Behinderte und deren 

Dienstgeber i st der Ausgle ichstaxfonds noch verpfl ichtet , 

die au s s ch l i e ß l ich dem Bund ob l iegenden Für sorgema ß nahmen 

für Kriegsopfer und deren H interb l iebene , für Versorgungsbe­

recht igte nach dem Heere sve r sorgungsge setz und Anspruchsbe ­

rechtigte Personen nach dem Opferfürsorgege s e t z  z u  tragen . 

Die Ge s amtheit der dem Ausgle ichstaxfonds ob l iegenden Aufga­

ben würden für 198 5 e inen finan z i e l len Aufwand von rund 2 0 0  

Mi l l ionen Sch i l l ing verursachen , und zwar ohne d i e  notwendi ­

ge Vorsorge für neue Behindertenarbe i t splät z e . Die sen Ausga­

ben für l aufende Verpflichtungen s teht e ine ge schätzte Ein­

nahme an Ausgleichstaxen von rund 160 tii l l ionen Schi l l i ng 

gegenüber , wenn die Ausgleichstaxe im b i sherigen Ausma ß, das 

wären 760 S j e  offener Pfl icht s te l le monat l ich , be ibeha l ten 

würde . 

Wie bere i t s  e i ngangs erwähnt , i s t  aber ange s ichts der Ar­

be i t smarktlage für Behinderte wede r e i n  E i n frieren von Le i ­

s tungen a n  Dienstgeber , d i e  Behinderte be schäft igen , noch 

e i n  S topp der Akt ivitäten um die Schaffung neuer Arbe i t s ­

p lätze für d i e s e n  Personenkre i s  soz i a l  vertre tbar . E s  hat 

s i ch der I nval idenfürsorgebeirat in seiner S i t zung im De z em­

ber 198 4 daher auch vehement für e ine entsprechende Erhöhung 

der Ausgle ichstaxe au sge sprochen , um neben der S i cherung de s 

Erre ichten auch die Erfü l lung we iterer Anl iegen der Behin­

derten in Zukunft in Angriff nehmen z u  können . Die sbe z üg­

l iche Forderungsprogramme wurden wiederholt dem Bunde smin i ­

s te rium für soz iale Verwaltung zuge le i tet . Auch für die 

Errichtung we iterer Werks tätten für behinderte Arbeitnehmer 

und von Ausbi ldungseinrichtungen gibt e s  bere i t s  konkrete 

Proj ekte . Deren Re a l i s ierung i st auch e i n  be sondere s An l ie ­

g e n  der Bundes länder . 

Be stand im Inval idenfürsorgebe irat ke in Zwe ife l über die 

Notwendigkei t  der Anhebung der Ausgleichs taxe , so gingen die 
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Forderungen h ins i cht l i ch der Höhe de s Betrage s nicht kon­

form . Insbes ondere die Vertreter der Z iv i l inva l iden waren 

der Ans icht , da ß d ie Ausgleichstaxe z uminde s t  au f j enen 

Betrag e rhöht werden s o l l te , der e inem durchschnitt l ichen 

Arbe i t s lohn für manue l l e  Arbe i ter ent spri cht , wenn es s chon 

nicht mögl ich s e in s o l l te , e ine Zwangse inste l lung zu e rwir­

ken. Da letz teres z u fo lge des in ö s terre ich ge ltenden Pr in­

z ips der fre ien Arbe i tsplatzwah l nicht zu rea l i s ieren i s t , 

würde e ine Erfül lung dieser Forderung e ine monatl i che Aus ­

g l e i chs taxe von rund 5 . 000 S bedingen . Demhingegen geht der 

Vor schlag de s S o z i a lre s sorts nur in Richtung e i ne r  Erhöhung 

der Ausgleichstaxe auf 1 . 500 S monatl ich - bei Be ibeha l tung 

der j ährl ichen Dynamis ierung - mit der Begründung , daß das 

Inva l idene inste l l ungsge s e t z  vom Grundsatz de s Ausgle iches 

zwi schen Diens tgebern , die Behinderte e inste l len , und s o l ­

chen , die d i e s  - a u s  we lchem Grunde immer nicht bewerk­

ste l l igen , ausgeht und die Ausgle i chs taxe weder den Charak­

ter e iner Strafe noch e iner Steuer hat . Da die behinderten 

Mitarbe i ter aber produktiv tätig s ind und wertschöpfende 

Arbe i t s le i s tungen erbringen , kann s ich der " Ausgle ich " nicht 

au f e inen vo l len durchschnitt l ichen Arbe i t s lohn be z iehen 

wie dies  e inz e lne Behinderten- und Jugendverbände fordern 

sondern nur au f j enen Kos tenante i l ,  der dem Dienstgeber 

durch die auf Grund de s Inva l idene inste l lungsge s e t z e s  ( §  6 

Abs . 1 )  ge forderten besonderen s o z i a len Rücks i chten er­

wächst . Die ser Ante i l  ist allerd ings zu folge de s Umstande s ,  

da ß die Zahl der Mehr fachbehinderten ( Körper- oder S inne sbe­

hinderungen in Verbindung mit ge i s t igen oder psych i s chen 

Störungen)  s tändig zunimmt, heute höher anzusetzen als noch 

vor rund 5 Jahren . Als we itere Ube r legung für die Fe s t set­

z ung der Au sgleichstaxe mit 1 . 500 S pro Monat für j ede nicht 

be s et z te P f l ichtste l le sprach der Umstand , daß die ö f fent l i­

che Verwa ltung vom Grundsatz der Spar samke it und Wirtscha ft­

l ichke it getragen sein mu ß und daher nur der unbedingt not­

wendige Mehrverbrauch an Mitteln für die ans tehenden Ma ßnah­

men für Behinderte durch die Erhöhung der Ausgle ichstaxe 
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abgedeckt werden so l l , wobe i - wie bere i t s  darau f h i ngewie­

sen wurde - e in beträcht l icher Te i l  der e inge z ah l ten Aus ­

gleichstaxe ( im Jahre 198 4 waren e s  bere i t s  über 5 0  Mi l l io­

nen Sch i l l i ng )  der Wirtschaft unmitte lbar z ur Ver fügung 

ge s te l l t  wurden . 

Im engen Konnex mit der Neu fe s tsetzung der Ausgle ichs taxe 

steht auch die Neurege lung der Prämien für Dienstgebe r , die 

Arbe itsaufträge an Behindertenwerkstätten vergeben . Zuletzt 

war die ser Prämiensatz mit 30 v . H .  der Jahre sau ftrags s umme 

fe s tge s et z t worden . D i e s  n icht e twa au s dem Grund e iner 

a l lgeme inen Wirtschafts förderung , wie i n  letz ter Z e i t  v ie l ­

fach fäl s chl ich angenommen wurde , - Wirtschafts förderung 

kann weder der Kompetenz noch dem Umfang nach vom Aus ­

gle ich stax fonds getragen werden - sondern aus der Uber legung 

herau s , daß dem Dienstgeber die Mögl ichke i t  erö f fnet werden 

s o l l , anste l le der Beschäftigung von Behinderten im e igenen 

Unternehmen au f andere We i se dieser Be schäftigungs p f l icht z u  

genügen . Darau s ergibt s ich s chon zwingend , daß e inem 

Dienstgeber bei der Wahl d i e se r  Variante ke i n  Vorte i l  gegen­

über j enem Dienstgeber erwachsen so l l , der der Be s chäft i ­

gungsp f l icht durch d i e  Einstel lung im e igenen Unternehmen 

nachko�nt; e iner Vorgangswe i se , der der unbedingte Vorzug 

e i nzuräumen i st .  

Durch die im I nva l idene inste l lungsge setz vorge sehene Prämie 

für j ene Dienstgeber , die Arbeit sau fträge an Behinderten­

werkstätten erte i len , s o l l  daher nur j ener Mehrau fwand abge ­

go l ten werden , der dem Au ftraggeber durch zusät z l i che be­

trieb l iche Arbe iten und Ri sken , aber auch schon a l le in durch 

die Uberlegung , we lche Arbe iten im Rahmen de s Betr iebskon­

z eptes an diese Werkstätten vergeben werden könnten , ent­

stehen . Da die Behindertenwerkstätten ,  die nach dem I nval i ­

dene inste l lungsge setz ge förde rt werden, heute bere i t s  i n  der 

Lage s ind , marktgerechte Qua l i täts arbe i ten anz ubieten , i s t  

e s  n icht gerechtfert igt , über d i e  bere its ange führten Ri sken 
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hinau s , dem Au ftraggeber wirts cha ft l iche Vorte i l e  e inzuräu­

men . Die Prämie für die Vergabe von Arbe i t sau fträgen s o l l  

daher m i t  20 v . H. d e r  Au ftragssumme fe s tge se t z t  und nur au f 

die von den Werkstätten e rbrachten Arbe i t s l e i stungen be z ogen 

werden , da ke ine sachl iche Begründung be s teht , auch Rabatte 

für das verwendete Material  e inzuräumen , die über die übl i ­

chen kau fmänn i s chen Kondi ti onen hinausgehen . Gering fügige 

Materialante i l e  sol len h ievon ausgenommen ble iben , um die 

Abrechnungsmoda l i täten nicht zu komp l i z iert zu ge sta l ten . 

Die Abrechnung mit den Lande s inva l idenämtern s o l l  durch die 

Mög l i chke i t  der Zahlung von Vorschüs sen flexibler ges taltet 

werden , wobe i j edoch we i terhin das Pr inz ip der Au frechnung 

gegen berei t s  fä l l ige Forderungen de s Au sgle ichstax fonds 

gegen den Prämienberecht igten au frecht ble ibt . 

Entsprechend den Anregungen des Rechnung sho fe s und de s Bun­

desmini steriums für Finanzen wird auch für den Bere i ch des 

Inva l idene instel lungsge s e t z e s  e i ne Rege lung über Ver zugs ­

und S tundungsz insen e i nge führt , und zwar sowohl für den 

hohe it srechtl ichen Bere ich (Au sgleichstaxen ) a l s  auch für 

den privatwirtscha ft l i chen Bereich ( z . B .  Darlehen aus dem 

Ausgleichstaxfonds ) . 

Die übr igen Be s t immungen der Nove l le betre ffen überwi egend 

admini s trative Anpas sungen und Ergänzungen zu bere i t s  bes te ­

henden grundsätz l i chen Rege lungen . Hiezu wird a u f  d i e  Er läu­

terungen zu den ein z e lnen Be stimmungen hingewie sen . 

Im Hinbl ick auf die ve rmehrten Arbe i ten bei der Verwa ltung 

des Au sgle i chstax fonds i s t  vorge sehen , den Pau scha l s atz für 

d ie Abge ltung der Verwa l tungskos ten des Bundes anzuheben . 

Die Zuständigke it de s Bunde s zur Rege lung der Gesetze smate­

rie gründe t s i ch auf die Verfas sungsbe s t immung de s Art i ke l s  

I des Bundesge se t z e s  vom 1 1. Dezember 1 969 , BGB l . Nr . 1 1/ 

1970 . 
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Persone l le Mehrkosten , die der Bund z u  tragen hat , werden 

s ich im Bereich der Admini strat ion e rgeben , insbe sondere 

durch die Planung , Errichtung und Betreuung von Ausbi ldungs­

e inrichtungen und ge schüt z ten Werkstätten , durch vermehrte 

Einz e l förderungen und im Z u sammenhang mit der per iod i s chen 

Abrechnung von Prämien für die Vergabe von Werkaufträgen an 

Behindertenwerks tätten sowie mit der Z insenrege lung . 

E s  wird versucht werden , durch organi s ator i sche Ma ßnahmen , 

insbe sondere durch per sone l l e  Umschichtungen , mit den 

der z e i t  vorhandenen Planstel len den zusät z l ichen Arbe i t s ­

aufwand zu bewältigen . 

Absch l ie ß end wird noch bemerkt , daß s ich der Inval i denfür­

sorgebe i rat in der S it z ung vom 7 .  Dez ember 1 9 8 4  mit den 

e inz e lnen Punkten der beabs ichtigten Nove l l ierung de s Inva­

lidene inste l lungsge setz e s  aus führ l i ch be fa ß t  und s ich in den 

wesent l ichen Punkten mit überwiegender Mehrhe it für die 

Änderung de s Ge setzes im S i nne de s vor l iegenden Entwurfes 

ausge sprochen hat . 
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1 1 .  Be sonderer Te i l  

Z u  den einzelnen Punkten des Entwurfe s i s t  folgende s zu 

bemerken: 

Art . I Z .  1 (Verfa s sungsbe s t immung ) 

Wie bereits im a l lgeme inen Te i l  der Erläuterungen ausge führt 

worden i s t , hat der Verfas sungsgerichtsho f mit Erkenntni s  

vom 27 . Juni 1969 , G 1 2 , 1 3 / 1969 , e ine Reihe von Bestimmun­

gen de s Inva l ideneinste l lungsge setzes 1969 wegen Uberschrei ­

tung der Kompetenz de s Bundesge setzgebers a l s  verfas sungs­

widrig aufgehoben . We sent l i cher Grund für d ie Aufhebung war , 

da ß für einige Gruppen von begüns tigten Inva l iden , wie z . B .  

für Z ivi lblinde und für Z iv i l inval ide , e ine verfassungs ­

rechtl iche Grundlage für die Zuständigke it de s Bunde s , die 

Rechtsmaterie die ser Personenkre i se zu rege ln , gefehlt hat . 

Um die sen Mange l zu sanieren , hat der Nationalrat im Art ike l 

I des Inva l idene inste l lungsge set z e s  1969 e ine entsprechende 

verfas sungsgesetz l iche Kompetenzbest immung be s chlos sen . 

Diese Bes timmung i st j edoch mit 3 1 . Dezember 1989 befr i s tet . 

Im Bericht de s Aus schu s s e s  für soziale Verwa ltung ( 1 4 7 8  der 

Be i lagen zu den stenograph i schen Protokol len de s Nationalra­

tes , XI . GP ) wird au sgeführt : "Mit dem vorl iegenden Gesetz­

entwurf wird e inem Erkenntn i s  des Verfas sungsgerichtshofes 

Rechnung getragen , das aus spri cht , da ß im I nval idene inste l­

lungsgesetz 1953 die kompetenz recht l iche Grundl age nicht für 

a l le vom Kriegsopferversorgungsge setz erfaß ten Personen 

gegeben i st .  Die Be ibehaltung e iner e inhe it l ich gerege l ten 

Inval idene instel lung , die s ich sehr bewährt hat , erfordert 

e ine Ver fassungsbe stimmung . Nach der Regierungsvorlage s o l l  

nunmehr die Zuständigke it für d i e  gegenständliche Materie i n  

Ge setzgebung und Vol l z iehung dem Bund übertragen werden -

und zwar auf 2 0  Jahre begren z t  - ,  ohne daß dabe i in die 

Diensthohei t  der Länder eingegriffen wird . " 
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Hins icht l ich der Be fri s tung i s t  den Erläuternden Bemerkungen 

z ur Regierungsvorlage , 1 4 1 8  der Be i lagen zu den s tenographi ­

schen Protokol len d e s  Nat ionalrate s X I . GP , fo lgende s z u  

entnehmen : 

" Im Laufe der Jahre werden we sent liche Änderungen in der 

Zusammensetzung de s Personenkre i s e s  der Inva l iden e intreten . 

Während derzeit unter den arbe its fähigen Inva l iden noch die 

Kriegsbe schädigten zahlenmäß ig überwiegen ,  werden späterhin 

die Arbe itsunfa l lverletz ten und die sonstigen Z ivi l inva l i ­

den , letztere insbe sondere wegen der zunehmenden Zahl der 

Verkehr sopfer , in den Vordergrund rücken . Es erscheint daher 

zweckmä ß ig , die in Aus s icht genommenen Verfas sungsbe stimmun­

gen zu be fr i s ten . Vor Fri s tablau f wäre zu prüfen , ob noch 

we i te rhin e i n  Bedar f für e ine bunde se inhe itl iche Regelung 

auf dem Gebiete der Inval idene instel lung be steht . "  

Im a l lgeme inen Tei l  der Er läuterungen wurde berei t s  darau f 

hingewie sen , daß das Bunde smini s terium für soz i a le Verwa l­

tung im Jahre 1977 der ö f fent l i chke it e in umfas sende s Reha­

b i l i tationskonzept für Behinderte vorge s te l lt hat . Ge set z l i ­

che und finan z i e l le Grundlage für d i e  Rea l i s ierung dieses 

Konzepte s bi ldete e ine Nove l le zum Invalidene instel lungsge­

setz aus dem Jahre 1979 ( BGBl . Nr . 1 1 1 / 1979) . 

We sentl iche Teile dieses Konzepte s ,  wie z . B .  die Errichtung 

von ge schütz ten Werkstätten sowie die Förderung von Ausb i l ­

dungse inrichtungen , konnten bere its rea l i s iert werden . S ie 

bi lden dauernde Belastungen de s Ausglei chs tax fonds . We itere 

Proj ekte können nur rea l i s iert werden , wenn der Ausgleichs­

taxfonds über aus re ichende finanz i e l le Mi tte l ver fügt . Auch 

im Bere iche der Individua l förderung ist der Fortbe s tand des 

Fonds auf Bunde sebene über den 3 1 . Dez ember 1989 hinaus 

unbedingt er forder l ich . Dies gi lt insbesondere für Darle­

hensverträge , we i l  die vere inbarten Rückzah lungsraten über 

den genannten Zeitpunkt hinaus reichen . 

146/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)38 von 60

www.parlament.gv.at



- 1 5  -

Das Auß erkra fttreten des Ge s e t z e s  würde vor a l lem den Fort­

be stand und den Ausbau der ange führten Einrichtungen ge fähr­

den . Aber auch d ie Für sorge für Kriegsopfer und pol i ti s che 

Opfe r , die i n  Ge setzgebung und Vol l z iehung Bunde s s ache i s t , 

bedar f e iner länge r fr i st igen finan z i e l len Abs i cherung . Die 

B e i s t e l l ung der er forde r l i chen Mitte l  aus dem Bundesbudget 

hie für i s t  der z e i t  be i der angespannten Budget lage n i cht z u  

erreichen . D a s  Auß erkra fttreten d e s  I nval idene i n s t e l lungsge ­

setz e s  au f Bundesebene hätte für die Behinderten auch noch 

andere gravierende Nachte i l e , wie z . B .  der Wegfa l l  der Be­

s timmungen über e inen e inhe i t l i chen Schwerbehindertenaus ­

wei s , über den e rwe iterten Kündigung s s chutz s owie über die 

Rechte und Pfl i chten der Inva l idenvertrauenspersonen . Abe r  

auch . die Individua l förderungen aus dem Ausgle ichs tax fonds 

wären in Frage ge s te l l t . 

Die Einrichtung von Lande sausgleichstax fonds und e ine s Fonds 

au f Bundesebene für Kriegsopfer und Op ferbe fürsorgte würde 

zu e iner n i cht vertretbaren Au fspl i tterung der finan z i e l len 

Mitte l führen . 

Da das Bunde smini s terium für soz iale Verwa ltung im Bere i che 

der beru f l i chen Rehabi l i tation s e i t  j eher feder führend i st , 

würde das Nebene inanderbe stehen von mög l i cherwe i s e  neun 

Lande s fonds und e ine s Bunde s fonds der bi sher igen Entwicklung 

kra ß  widersprechen , wobe i zu berücksicht igen i st , daß die 

Erfül lung der Au fgaben der beru f l i chen Rehabi l i tation 

s chwerpunktmäß ig we iterhin be im Bund verble iben würde . Diese 

Konstruktion wäre auch mit den Grundsät zen der Wirtscha ft­

l ichke i t  und Spars amke i t  der Verwal tung n icht vere i nbar . 

Im Hinbl i ck auf die ange führten Umstände s ieht der Entwur f 

e ine S tre ichung der Be fri stung in der Ver fas sungsbe stimmung 

de s Artike l s  I vor . 
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Art .  I Z .  1 und 2 ( §  l Ab s . 1 und 3 )  

Be i der Aus legung , we lche Dienstnehmer bei der Ermittlung 

der Pfl i chtzahl z u  berück s i cht igen s ind ,  kam e s  in ver schie­

denen Fäl len zu S chwier igke iten , wenn D iens tnehmer vorüber­

gehend im Rahmen von Arbe i t spartien im Aus l and täti g  s ind , 

j edoch we iterhin nach ö sterre ichi schem Recht D ienstnehmer­

status haben . Der nunmehr e ingefügte Zusatz , da ß auch die 

vorübergehend im Aus l and z ur Arbe it e inge s e t z ten D i enstneh­

mer a l s  " im Bunde sgeb iet"  beschäft igt ge l ten , so l l  d i e s e  

Aus legung s s chwierigke iten be s e i t igen . 

Dem S inn und der AufgabensteIlung nach ergibt s ich hiedurch 

ke ine Änderung , we i l  die D i ens tgeber nach wie vor verp f l ich­

tet b l e iben , in Bere ichen , die e iner Behindertenbe schäft i ­

gung l e ichter zugängl ich s ind , w i e  z . B .  in d e r  Verwal tung , 

mehr Arbe i tsplätze für behinde r te Personen bere itzuste l len , 

um e inen Ausgle ich dafür zu f inden , da ß in e inz e lnen Produk­

tions - oder Arb e i t sbere ichen weniger oder ke ine Behinderten­

arbe i t splätze angeboten werden können . Die Be s t immungen des 

Abs .  2 im § 1 ,  die Industrie zwe ige mit ger ingeren Mög l i ch­

ke i ten zur Behindertenbe schä ftigung durch Änderung der 

P f l i chtzahl begünstigten , ble iben unverändert . 

Art . I Z .  4 ( §  2 Abs . 2 l i t . c )  

Da in den letz ten Jahren durch e ine Re ihe von Nove l len z um 

Inva l idene inste l lungsgesetz immer mehr H i l fen für Behinderte 

neben den Förderungen auf dem Arbe i t splatz auch für den 

soz ia len Bere i ch ( Fürs orge l e i s tungen) angeboten wurden , kam 

e s  zufo lge der e ingeengten Formul ierung im § 2 Abs . 2 l it .  c 

z u  e iner unproportiona l hohen Z ahl von " begünst igten" Inva­

l iden , die weder in Beschäftigung s tehen noch in absehbarer 

Z e i t  beru fl ich e ing l iederbar s ind . Neben den Personen mit 

befri s teten Inva l idität s - bzw . Berufsunfähigke itspens ionen 

s tehen auch Empfänge r von Daue r l e i s tungen aus der Soz i a lhi l ­

f e  nicht mehr dem Arbe i tsmarkt zur Verfügung , wenn d i e se 
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Personen wegen ihre s Ge sundhe i t s zu s tande s n i cht fähig s ind , 

e inen Arbe i t splatz anzunehmen und von den Arbe i t sämtern auch 

nicht mehr in Vermi ttlungsvormerkung geha lten werden . 

Die nunmehr vorge schlagene Formul ierung ermögl i cht e s , bes­

ser au f j ene Beh inderten einzugehen , die t atsächl i ch dem 

Arbe i tsmarkt zur Ver fügung s tehen oder konkret (bei Vorl i e­

gen der son s tigen Voraus se t z unge n )  e ine se lbständige Er­

werbstätigke i t  anstreben . 

E s  kann nicht Aufgabe des Ausgle ichs tax fonds sein , a l lgeme i­

ne Fürs orge zu betre iben . Hiezu s ind andere s taatl iche S te l­

len berufen , insbesondere die Länder und seit dem Jahre 19 8 1  

ergänzend auch der Nat iona l fonds zur be sonderen Hi l fe für 

behinderte Menschen a l s  subs idiär h i l fe l e i s tende S te l l e  für 

besondere Wechse l fälle de s Leben s , die behi nderte Menschen 

tre f fen . Die ursprüngl iche Zweckbe s timmung des Inva l idenein­

stel lungsge s etzes , näml ich die Schaf fung , Erha ltung und 

Ge sta ltung von Behindertenarbe i t splät z en in der fre ien Wirt­

schaft und in ge schüt z ten Werkstätten sowie die Förderung 

von behinderten Jugendl i chen im Rahmen e iner Beru fsausbi l­

dung muß wieder a l s  primäre Aufgabe i n  den Vordergrund ge­

rückt werden . 

Art . I Z .  5 ( §  4 Abs . 2 )  

Diese Änderung ergibt s ich im Zusammenhang mit der Neu fas­

sung der Abs . 1 und 3 de s § 1 .  

Art . I Z .  6 ( §  5 Abs . 4 )  

Aus systematischen Gründen wurden a l le Rege lungen , die Prä­

mien für Dienstgeber betre ffen , im § 9 a  zusammenge faß t . 
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Art . I Z .  7 und 8 ( §  8 Abs .  2 und 3 )  

Die Änderungen ergeben s i ch im Hinb l ick auf die Wiederver­

lautbarung de s Landarbe itsge s e t z e s  ( Landarbe i tsge se t z  198 4 , 

BGB l . Nr .  2 87 / 1 98 4 ) . Inha ltl ich treten be i den betre ffenden 

Be s timmungen ke ine Änderungen e in . 

Art . I Z .  9 ( §  9 Abs . 1 )  

Mit Rücksicht auf die künftig bestehende Verp f l ichtung z ur 

Z ahlung von Verzugs- b zw .  Stundung s z insen bei n i cht z e i tge­

rechter E i n z ahlung der recht skräftig vorge schri ebenen Aus ­

gle i chstaxen kommt d e r  nachwe i s l ichen Zustel lung de s Vor­

s chre ibungsbe sche ide s  erhöhte Bedeutung z u . Die durch die 

Verwendung von Rücksche inbr ie fen entstehenden zusätz l ichen 

Verwa ltungsko s ten s i nd aus Gründen der Recht s s icherhe it 

gerecht fertigt . 

Art . I Z .  10 ( §  9 Abs . 2 )  

Wenn e in Dienstgeber die Beschä ft igungsp f l i cht im S i nne de s 

§ 1 n icht e r fül l t , i s t  er verp f l ichtet , e ine Ausgleichstaxe 

zu z ahlen . D i e se Ausgle ichstaxe f l i e ß t  e inem Fonds ( §  10)  

zu , de s sen Mitte l für die im § 10a ange führten Zwecke zu 

verwenden s ind . Die Zahlung der Ausgle i chs taxe so l l  den 

Nachte i l  ausgle i chen , der e inem Dienstgeber bei der Beschä f­

t igung von begünst igten Inval iden durch a l lenfa l l s  häu figere 

Krankenstände , durch Erho lungs- und Kurau fentha l te , durch 

den Z usatzur laub für Behinderte und durch die im § 6 s ta­

tuierte besondere Rücks ichtnahme au f den Gesundhe i t s z u stand 

de s Behinderten erwächs t .  Durch die Zahlung die ses Betrage s  

wi rd e in Ausgle ich zwi schen j enen Dienstgebern ge scha ffen , 

die begün s tigte Inva l ide beschä ftigen , und so lchen , die 

begünstigte Inval ide aus we lchen Gründen immer - n i cht 

be schä ftigen . 
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Die Ausgleichstaxe i st weder e ine S teuer noch e i ne S tra fe , 

s ondern e ine Ge ldl e i s tung , die e inem Dienstgeber dann au fer­

legt wird , wenn und insowe it er der ge setz l ichen P fl ichte in­

s t e l lung e ines begünst igten Inva l iden nicht nachgekommen i st 

(Erkenntn i s  des Verwa ltungsge r i cht shofe s vom 29 . Apri l  1 9 5 2 , 

S lg .  NF 2519/A) . Auch der Verwa ltungsger ichtsho f  ge langt in 

dem ange führten Erkenntn i s  zur Recht s au f fa s sung , daß die 

Au sgleichs taxe e inen Ausgle ich da für b i l de , daß der D ienst­

geber mit der Sorge um die Beschäftigung begün st igter I nva­

l ider n icht oder in e inem ger ingeren Ausmaß , a l s  es der 

Be schäftigungsp flicht entsprechen würde , be lastet i s t . Der 

Ver fa s s ungsger icht sho f hat in se inem Erkenntni s vom 2 2 . März 

1962 , Slg . NF 4 1 49 ,  hiezu den S tandpunkt vertreten , daß die 

Verp f l ichtung zur Erbringung e iner Ausgle i chs taxe weder dem 

Gle i chhe it sgrunds atz wider spreche , noch a l s  e ine Verletzung 

des verfas s ungsmä ß ig gewährle i s te ten E igentumsrechte s ( Ent­

e ignung) ange sehen werden könnte . 

Die Ausgleichs taxe beträgt der z e i t  760 S monatl ich für j ede 

nicht be setzte P f l icht ste lle . Wie bereits im a l lgeme inen 

Te i l  ausge führt ,  ist die Au sgleichs taxe in der der z e i tigen 

Höhe ke in wirksame s Mitte l , Dienstgeber zu veranl a s s en , 

Schwerbehinderte zu be s chäftigen . 

Sowohl die Behinderten- und Jugendorgani sationen a l s  auch 

die Intere s senvertre tungen der Arbe i tnehmer ver langen daher 

e ine subs tanti e l l e  Erhöhung der Ausgle i chs taxe . Wenn man den 

in den me i sten Kol lekt ivverträgen vorge sehenen Z u satzurlaub 

für Schwerbehinderte , a l l fä l l ige vermehrte Krankenstände und 

Kurau fentha lte berücks icht igt , l iegen die Belas tungen j ener 

Dienstgeber , die Beh inderte beschä ftigen , im Durchschnitt 

höher a l s  j ene , die ihrer Beschä ftigungspflicht durch Z ah­

lung der Ausgleichs taxe genügen . 

Auch in der Bunde s repub l ik Deutschland , die mit dem S chwer­

behindertengesetz e ine ähnliche Rege lung wie die Republ ik 
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ös terre ich hat , wurde die Ausgleichstaxe von 1 0 0  DM au f 

1 5 0  DM erhöht . Dabe i darf aber n icht über sehen werden , daß 

in der Bundesrepub l i k  Deut schland die Be schäft i gungspfl i cht 

bere i t s  bei e inem S tand von 1 6  Diens tnehmern beginnt und auf 

je 1 0 0  Diens tnehmer sechs Schwerbehinderte e inzustel len s ind 

( nach dem Inva l idene instel lungsge setz 1 9 6 9  beginnt d ie E in­

stel lungspf l i cht e r s t  bei 25 Diens tnehmern und es s ind auf 

j e  1 0 0  Dienstnehmer lediglich vier begünstigte Inval ide zu 

beschäftigen ) . 

Ergänzend werden noch e in ige stat i sti sche Daten über die vom 

Inva l idene instel lungsge setz umfa ß ten begün s t igten Personen 

ange führt ,  die die Entwick lung in den letz ten 5 Jahren an­

schau l i cher machen sol len : 

Zum 1 .  Jänner 1 9 8 0  waren rund 4 5 . 5 0 0  begüns t igte Personen 

( e in s chl i e ß l ich der Inhaber von Amt sbe s cheinigungen und 

Opferauswe i sen , die wie Inva l ide au f die P f l ichtzahl anzu­

rechnen s ind , )  e r fa ß t . Zum 1 .  Jänner 1 9 8 5  waren es trotz de s 

a lter sbedingten Aus sche iden s vie ler Kriegsopfer und Inhaber 

von Amtsbesche inigungen und Op ferauswe i sen au s dem Erwerb s ­

leben noch rund 4 4 . 1 0 0  Personen , we i l  a l le in die Z ah l  der 

Z iv i lbehinderten im gleichen Z e i traum von rund 1 5 . 0 0 0  au f 

rund 1 9 . 0 0 0  ange s t iegen i s t . Somit tritt e ine immer s tärkere 

Verschiebung von den Kriegsbe schädigten z u  den Z ivi lbehin­

derten e in .  D i e s  hat z ur Folge , daß neben den Maß nahmen zur 

S icherung und Erhal tung de s Arbe itsplat z e s  für die Z iv i lbe­

hinderten noch we itere H i l fen , insbe sondere zur Förderung 

der Mob i l i tät , aus dem Au sgleichstax fonds gedeckt werden 

müs s en , die bei den Kriegsbe schädigten aus dem Tite l  der 

Rentenver sorgung übernommen werden . Die geänderten Verhä lt­

n i s se erklären auch die im Al lgeme inen Te i l  der Erl äuterun­

gen ange führten hohen S te igerungs raten der Ausgaben für 

Für sorgerna ßnahmen für begün stigte Inva l ide . Nicht zu über se­

hen i s t  auch der Umstand , daß 1 9 8 3  rund 20  % der Einnahmen 

des Ausgle ichs tax fonds , das s ind rund 3 4 , 5  Mi l l ionen Schi 1 -
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l ing , i n  Form von Lohnzuschüs sen und Prämien d irekt wieder 

der Wirtschaft für d ie von ihr vorgenommene Behindertenbe­

schä ftigung z uge flossen s ind und 1 98 4  bere i t s  über 3 0  % der 

E innahmen des Ausgle ichstax fonds ( näml ich rund 50 Mi l lionen 

Schi l l i ng )  ausmachen . 

Da d i e s e  Förde rungen der S icherung der Behindertenarbe i t s ­

plätze dienen , geni e ß en s ie vor anderen Förderungsma ß nahmen 

Priorität . Hiezu kommen be i der steigenden Zahl der arbe i t s ­

suchenden Behinderten ergänz ende Ma ß nahmen in Form der F i ­

nan z ierung zusätz l icher Behindertenarbe it splätze i n  ge­

schüt z te n  Werks tätten , was we i tere Mitte l e rfordert . 

Art . I Z .  1 1  ( §  9 Abs . 4 ,  5 und 6 )  

Der Ausglei chstax fond s  a l s  Fonds mit e igener Rechtspersön­

l ichke i t  wird vom Bunde smini ste r  für soz iale Verwal tung 

verwal tet . Im Rahmen der ordent l ichen Fondsverwal tung s ind 

daher j ene Grunds ätze , die für den Bunde shau sha l t  ge l ten , 

sinngemäß auch auf den Ausgle ichs tax fonds anzuwenden .  Die 

vorge sehenen Rege lungen über Ver z ugs- und S tundungs z insen 

entsprechen im we sent l i chen den von der Finanzve rwal tung 

herausgegebenen Richtl inien zur Durch führung der Bunde s fi ­

nanzge se t z e  für d i e  Jahre 1 98 4  und 1 98 5 . 

Art . I Z .  1 2  ( §  9 Abs . 7 )  

steht im Zusammenhang mit der Änderung der Abs . 4 ,  5 und 6 

des § 9 und wird der Anregung de s Rechnungshofes gerecht , 

auch die Ermächt igung zur E inräumung von Te i l z ahlungen im 

Ge s e t z  zu verankern . 

Art . I Z .  1 3  ( §  9a ) 

Ge setzes systemati sch wurden a l le Rege lungen über Prämien für 

Dienstgeber zusammengefa ß t .  Inhaltl ich tritt be i j enen Prä-
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mien , die Diens tgeber erhalten , die mehr begün s t igte Inval i ­

d e  beschä ftigten , a l s  ihrer ge set z l ichen Verp f l ichtung ent­

spricht oder j ugend l iche Behinderte ausbi lden , ke ine Ände­

rung e in .  

Neu ge faß t  wurden die Be s t immungen über j ene Prämien , die 

für die Vergabe von Werkau fträgen an Behindertene inrichtun­

gen ge l ten . Wie bere i t s  im Al lgeme inen Te i l  der Erl äuterun­

gen darge legt wird , dient diese Rege lung n icht der a l lgemei ­

nen Wirt schafts förderung sondern s o l l  nur j ene MÜhewa ltung 

abdecken , die mit der Au ftragserte i lung an Behindertene in­

r ichtungen zusammenhängt . Nach wie vor ist es oberstes Z ie l ,  

die Einstel lung der Behinderten auf dem o f fenen Arb e i t smarkt 

zu erreichen ; ge schütz te E inrichtungen stel len nur Ersatz lö­

s ungen dar . Aus dieser Z i e l setzung a l le in folgt bereit s , daß 

j enen D ienstgebern , die an s te l le der Be s chäftigung eines 

Behinderten im e igenen Betrieb , Arbe i t s au fträge an Behinder­

tene inrichtungen erte i len , gegenüber j enen Dienstgebern , die 

ihrer E inste l lungsverp fl ichtung genügen , kein wirt s ch a ft l i ­

cher Vorte i l  ents tehen so l l .  D a  aber gerade i n  den letz ten 

beiden Jahren die sem Moment nicht mehr die richt ige Bedeu­

tung z ugekommen i s t  und aus wiederho lten Ste l lungnahmen , die 

an das Bunde sministerium für soz iale Verwa ltung herangetra­

gen wurden , der Eindruck gewonnen wurde , daß im Z u s ammenhang 

mit der Erte i lung von Arbe itsau fträgen an Behindertene in­

richtungen haupt s ächl ich wirtscha ftlich ka lku lator i s che 

Uber legungen im Vordergrund s tehen , i s t  e s  notwendig , durch 

restriktive Ma ßnahmen wieder j enen Ausgle ich zwi schen den 

Dienstgebern , die ihrer Einstel lungspfl icht entsprechen und 

j enen , die dies - aus we lchen Gründen immer - nicht bewerk­

ste l l igen , zu scha ffen . Die im Absatz 3 vorge schlagene Lö­

s ung b i ldet daher e inen Kompromiß zwi schen den Intere s sen 

der Behindertene inrichtungen , Au fträge zu erhal ten , und den 

Intere ssen der Auftraggeber ,  Qua l i täts arbe i t  kostengün s t ig 

in Behindertenwerkstätten in Au ftrag zu geben , ohne ein 

kra s s e s  Mi ßverhä ltn i s  zu j enen Dienstgebern herzustel len , 
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die ihrer ge s e t z l i chen Verp f l ichtung zur Einste l lung von 

Behinderten im e igenen Betrieb genügen . 

Da aus Gründen der Verwaltungskostenersparni s  nur e inma l 

j ährl ich , und zwar in der zwe iten Jahreshäl fte für das j e­

wei l ige Vor j ahr , die Berechnungen über die Ausgle ichstaxen 

und Prämien mitte l s  EDV vorgenommen werden , vergeht e in 

zeitraum , der e in Jahr übers chrei ten kann , zwi s chen der 

Bez ahlung der Arbe itsau fträge an Behindertenwerkstätten 

durch den Au ftraggeber und der Z ahlung der Prämie für diese 

Au ftragsertei lung durch das Lande s inval idenamt . Dies wird 

von e in igen Au ftraggebern a l s  erschwerender Faktor ge sehen , 

der den Wunsch laut werden l i e ß , die Prämienverrechnung in 

kürzeren Z e iträumen abzuwicke ln . Die im Abs . 4 nunmehr ge­

trof fene Rege lung soll diesem Wunsch Rechnung tragen , und 

zwar durch die Möglichke it der Zahlung von Vorschüs sen , wenn 

sa ldierte Rechnungen über Arbe it saufträge an Behinderten­

werks tätten beim Lande s inva l idenamt e ingereicht werden . Au s 

Gründen der Verwa ltungsökonomie s o l l  diese Vergüns tigung von 

den Dienstgebern nur in Anspruch genommen werden können , 

wenn an Behindertenwerkstätten während e ine s Verrechnungs ­

quarta l s  Au fträge erte i l t  wurden , die den Betrag von 

50 . 000 S überste igen . Die neue Rege lung ändert j edoch nichts 

an dem Grundsatz der Kompensation gegen j ede o f fene Forde­

rung des Ausgleichs tax fonds auch im Zusammenhang mit Vor­

schu ß zahlungen . Ebenso bleibt der im Abs . 7 normie rte End­

termin für die Vorlage der Rechnungen aufrecht . 

Die in den Jahren 1980 bis  1 9 8 4  errichteten ge s chütz ten 

Werk stätten , die aus Mitte ln des Ausgleichstax fonds , der 

Länder und der Al lgeme inen Un fa l lver s icherungs anstalt finan­

z iert wurden , werden in der Recht s form von Ge se l l s cha ften 

mit beschränkter Ha ftung ge führt . Ge s e l l s chafter s ind die 

So z ia lpartner und karitat ive Vere inigungen , die zum Te i l  

auch aus ö f fentl ichen Mitte ln z u r  Durch führung ihrer Ver­

e ins z ie le finanz iert werden . Die im Abs . 5 getrof fene Rege-
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lung soll  nun aus schlie ßen , daß Intere s s enko l l i s ionen zwi­

s chen den Ge se l l scha ftern oder dem Ge schä fts führer und der 

Ge se l l schaft , deren Betriebs abgang aus Mitteln der ö ffentl i ­

chen Hand getragen wird (Ausgleichs tax fonds , Land und Ar­

beitsmarktverwal tung ) ,  ent s tehen können . 

Die Rege lungen in den Abs .  6 ,  7 und 8 entsprechen im wes ent­

l i chen der b i sherigen Rechts l age , s ie wurden nur hins i cht­

l ich der Le i s tung von Vorschüs sen auf die Prämien adaptiert . 

Im Abs .  7 wird überdies k large s te l lt , daß Rechnungen , die 

den ge setz l ichen Formvorschr i ften (Abs . 3 )  nicht entsprechen 

oder nicht termingerecht dem Lande s inva l idenamt vorge legt 

werden , den Verlust des Anspruche s au f Prämien nach s ich 

z iehen . 

Art . I Z .  1 4  ( §  1 0  Abs .  1 )  

Die Ergänzungen im § 1 0  Abs .  1 stel len fe st , daß auch d ie 

e ingehenden Verzugs- und Stundungsz insen dem Ausgle ichs tax­

fonds zuflie ßen . 

Da bi sher e ine Rege lung ge fehlt hat , wie vorzugehen i st ,  

wenn rechtskrä ftig vorge s chriebene Ausgle ichstaxen une in­

bringlich s ind , wurde nunmehr e ine sol che Bestimmung aufge­

nommen und gle ichz eitig auch die Möglichke i t  ge s cha ffen , im 

Ausgleichsver fahren e iner Quotenrege lung zuzustimmen . Die 

Verme idung von nicht gerecht fertigten Kosten be i der Einhe­

bung entspricht dem a l lgeme inen Prinz ip über e ine spars ame 

Verwaltungs führung . Der letzte Satz normiert , daß ein Ver­

z i cht dann widerrufen werden kann , wenn Erschle ichungstatbe­

stände nachträgl ich hervorkommen . 

Die Aufzählung der Gründe für e inen Forderungsverz icht i s t  

taxativ . 
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Art . I Z .  1 5  ( §  1 0  Abs . 4 )  

Da die Mitg l i edschaft im Ausgleichs tax fondsbe irat e i n  unbe­

soldete s Ehrenamt i s t ,  bestand zwar schon b i sher e ine Rege­

lung , daß Fahrtko sten und e ine Entschädigung für Z e i tver­

s äumn i s  den Mitg l i edern zu ersetzen s ind , es fehlte aber 

e ine Rege lung , nach we lchen Kriterien der Kosteners a t z  zu 

l e i s ten wäre . Die nunmehr vorge schlagene Fas sung wurde ent­

sprechend den Be s timmungen z u  § 84  Ab s .  2 d e s  Kriegsopfe r­

ver sorgungsge s e t z e s  für die Mitgl ieder der Schiedskommi s s io n  

getro f fen . 

D i e  g l e i che Rege lung hin s i chtlich des Fahrtko s tene r s a t z e s  

und d e r  Ent schädigung für Zeitver s äumn i s  g i l t  auch für d ie 

Mitgl i eder der Inva l idenaus schüs se ( §  1 2  Abs . 8 ) . 

Art . I Z .  1 6  ( §  1 0  Abs . 6 )  

M i t  Bunde sge setz vorn 1 2 . Mär z 1 9 5 8 , BGB I . Nr . 5 5 / 1 9 5 8 , i st 

der vorn Ausgleichs tax fonds dem Bund zu ersetzende Verwa l ­

tungskostenbeitrag m i t  0 , 7 5 v . H .  von den j ährl ich e inge­

henden Ausgl e i chstaxen fe s tge se t z t  worden . Da s ich in den 

inzwi schen vergangenen 2 7  Jahren n icht nur der a l lgeme ine 

Verwa l tungskos tenau fwand , der s ich auch in der Verwal tung 

des Ausgle ichs tax fonds nieder schlägt , we sent l ich e rhöht hat , 

sondern auch d i e  Z ahl der Buchung s - und Verrechnungsvorgänge 

im Rahmen der Fondsve rwal tung durch die wes ent l iche Auswe i ­

tung d e r  Le i stungen , die au s dem Ausgleichstaxfonds erbracht 

werden , ent sprechend ge st iegen i s t ( au f  die Ste igerung des 

Ausgabenrahmens , darge s te l l t  im Al lgeme inen Te i l  der Erläu­

terungen , wird verwiesen ) , wurde von der F inanzve rwal tung im 

Rahmen der Budgetverhand lungen die Anhebung des Verwa ltungs­

kostenbei trage s auf 1 , 2 5 % ver langt . Berücks ichtigt man d i e  

erwartete Einnahmensteigerung d e s  Au sgle i chstax fonds be i 

Erhöhung der Ausgleichstaxe auf 1 . 5 0 0  S monatl ich für j ede 

nicht be setzte P f l icht ste l le , so kann die Anhebung de s Ver-
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waltungskostenbei trage s um 0 , 2 5 % a l s  ausre i chend angesehen 

werden . 

Art . I Z .  1 7 ( § 1 0  a )  

§ 1 0a b i lde t  die recht l iche Grundlage für die Vergabe von 

finanz ie l len Le i s tungen aus dem Ausgleichstax fond s . D i e  

b i sher gewonnenen Er fahrungen machen e ine Neurege lung i n  

einigen Punkten erforder l ich . 

Im Abs . 1 wurde bei l i t . c die Förderungsmög lichke it für 

e ine Abs atzorganis ation , die Produkte der ge s chüt z te n  Werk­

s tätten vertre ibt , eröffnet . Die ge schüt z ten Werk s tätten , 

die Förderungsmitte l aus dem Ausgleichs tax fonds erhalten , 

gehen in z unehmendem Ma ße von der Lohnarbe i t  z u  E igen­

produkt ionen über . Um die Produkte i n  mögl ichst gro ß e r  An­

z ah l  absetzen zu können , i s t  e ine Absatzorgani sation e r for-

der l ich , die den überregiona len Vertrieb a l le r  Werkstätten 

übern immt und neue Absatzmög l i chke iten erschl i e ß t . Obwohl zu 

erwarten i s t , daß e ine solche Vertr iebsorgan i s at ion nach 

e iner gewi s sen An lau fzeit kostendeckend zu arbe iten vermag , 

wird e ine Start inve s t i tion ( Dar lehen ) aus Mitte ln de s Aus ­

gleichstax fond s erforder lich sein , w i e  dies dem Ge s amt� 

konzept im Z u s ammenhang mit den ge schüt z ten Werks t ätten 

entspr icht . 

Lit . g wurde entsprechend ergänzt und der Ersatz der Re ise­

kos ten und de s Verdiens tentgange s ( Entschäd igung für Zeit­

versäumni s )  für die Mitgl ieder der Inval idenau s s chüs s e  und 

de s Au sgleich staxfondsbe i rates genauer fes tgelegt ( s iehe 

auch Art . I Z .  1 5 ) . 

L i t . h soll e s  e rmög l i chen au f Er forderni s s e  der Wirt s chaft 

rasch reagieren zu können , um die S cha f fung von Beh inderten­

arbe it splätzen im Rahmen der beru f l ichen Eingl iede rung zu 

forcieren . 
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Abs .  2 wurde unverändert übernommen . 

Im Abs . 3 wird die Alter sgrenz e  auf das 1 4 . Lebens j ahr ge­

senkt und damit insbe sondere den Forderungen der Behi nder­

tenverbände auf mögl ichst frühze i t ige s E in s et z en der H i l f s ­

ma ßnahmen für e ine beru f l i che We i terbi ldung nach Beendigung 

der P f lichtschule entsprochen . 

Abs .  4 betont stärker a l s  b i sher die Grundsätze der Zweck­

mäß igke i t  und Spa r s amke i t . Dies g i l t  i nsbe sondere für den 

Aus z ah lung s z e i tpunkt von zugesagten Förderungen , um Z insen­

ver lu s te für den Au sg leichstax fonds zu verme iden . Der Grund­

satz , da ß Förderungen nach § 1 0 a ( au sgenommen die Prämien 

für Dienstgeber ) dem Bere i ch der Pr ivatwirt s chaftsverwa ltung 

zuzuo rdnen s ind , wurde be ibeha lten , eben so der Grundsatz der 

'Kompens at ion gegen o f fene Forderungen de s Ausgleichs tax­

fonds . 

Ab s .  5 enthält auch für den Bere ich der Privatwirtschafts­

verwaltung im Rahmen des I nva l idene instel lungsge setz e s  die 

Verp f l ichtung zur Z ah lung von Verzugs- und S tundungs z insen 

für o f fene Forderungen de s Ausgleichstaxfonds , die entweder 

bere i t s  fäll ige , n icht zurückge z ahlte Dar lehen betre f fen 

oder au f Förderungen beruhen , die unrechtmä ß ig in Anspruch 

genommen oder erschlichen wurden . De swe i teren wird nunmehr 

auch ausdrückl i ch angeordnet , da ß im Falle e iner Forderung 

de s Ausgle ichstax fond s E inrichtungen und Geräte , die den 

Wert von 2 0 . 0 0 0  S überste igen , bei Weg fa l l  oder Ände rung de s 

Zuwendungs zwecke s dem Ausgle ichs tax fond s in Ge ld z u  ersetzen 

oder zur we i teren Verwendung zur Ver fügung zu s te l len s ind . 

Vor Zusage der Förderung i s t mit dem Förderungswerber e ine 

entsprechende Vereinbarung zu tre f fen . 

Abs . 6 rege lt ana log zu § 9 Abs . 6 die Ve rrechnung von S tun­

dung s z insen auch für die im Rahmen der Privatwirtscha ftsver­

waltung vergebenen Le i s tungen aus dem Ausgle i chstax fonds .  

146/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 51 von 60

www.parlament.gv.at



- 2 8  -

Darunter fa l le n  i n sbesondere Darlehen , die an begüns ti gte 

I nval ide im Zusammenhang mit der Gründung e iner selbständ i ­

gen Erwerb s tätigke i t  vergeben werden , sowie Darlehe n , d i e  

geschüt z te Werks tätten ( §  1 1 )  oder gemäß § l 1 a  ge förderte 

Einrichtungen erhalten oder bere i t s  erhalten haben . 

Abs . 7 enthä lt analog z u  § 1 0  Abs .  1 j ene Bed ingungen , unter 

denen von der E inhebung e iner Forderung des Ausgleichstax­

fonds ( hier im Bere ich der Pr ivatwirtschaft sverwa l tung ) 

Ab s tand genommen werden kann , erwe i tert j edoch um e ine Be­

s t immung , die insbe sondere be i Forderungen gegen begün st igte 

I nva lide au f deren Ge s amt s i tuat ion ( so z i a l e s  Umfeld und 

f inan z i e l le Lage ) Rücks i cht zu nehmen erlaubt . 

Abs . I Z .  1 8  ( §  1 1  Ab s .  1 )  

D i e  i n  den letz ten fünf Jahren gewonnenen Er fahrungen b e z üg­

l i ch der Förderung von Rechtsträgern , d i e  ge schüt z te Werk­

s tätten im S i nne des § 1 1  Inval idene instel l ungsge s e t z  füh­

ren , haben ge z e igt , daß  die Führung d i e s e r  Werkstätten nach 

re i n  wirtschaftl ichen Grundsätzen nicht ausreicht , um das 

ange s trebte Z ie l  e iner ergänz enden und umfas senden soz ialen 

Betreuung des Behinderten am Arbe itsplatz z u  s i chern . Es 

so l l  daher i n  Z ukunft au sge s chlos sen s e i n , unter dem Titel 

der ges chütz ten Werkstätte Unternehmungen zu fördern , die 

nicht von Gebietskörperscha ften , sonst igen Körpe rscha ften 

des ö f fent l i chen Rechte s oder a l s  " geme innüt z ige und mi ldtä­

tige " Gese l l scha ften m . b . H .  ( s teuerrecht l icher Terminu s )  

ge führt werden . 

Zur S cha ffung und Förderung von e inze lnen Behindertenar­

be i tsplätz en in Betrieben der fre ien Wirtschaft steht nach 

wie vor das Förderungs ins trumentarium nach § 6 Abs . 2 z ur 

Ver fügung . 
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Art .  I Z .  1 9  ( §  1 2  Abs . 8 zwe iter Satz ) 

Au f die Begründung zu Art . I Z .  1 4  ( §  1 0  Abs . 4 )  wird hinge­

wiesen . 

Art .  I Z .  2 0  ( §  1 4  Abs .  2 b i s  6 )  

Die bi sherige Prax i s  hat ge z e igt , daß sowohl be i den D ienst­

gebern als auch be i betro f fenen Behinderten häufig Zwe i fel 

darüber bes tehen , ab we lchem Z e i tpunkt e in Behinderter dem 

Kre i s  der nach dem Inva l idene inste l lungsge setz begünstigten 

Inval iden angehört bzw . mit we lchem Z e i tpunkt so l che Begün­

stigungen erlöschen . 

Abs .  2 i s t  im we sentl i chen unverändert übernommen worden , 

nur die Rege lung über Beginn und Ende der Begünstigung wurde 

im Abs .  3 zusammenge fa ßt . 

Im Abs . 4 wird nunmehr der j ewe i l ige Z e i tpunkt fe s tge legt , 

zu dem Ände rungen , die s i ch zufo lge der Neu fe stsetzung der 

MdE ergeben , wirksam werden . Der letzte Satz im Abs . 4 ent­

spricht der bere its bes tehenden Rege lung zur Verme idung von 

unnötigem Verwa ltungsaufwand bei den Lande s inval i denämte rn . 

In letzter Z e i t  mehren s ich be i den Lande s inva l idenämtern 

die Anträge auf Fe ststel lung der Begünstigtene igenschaft , an 

deren ver folgung der Antrag swerber aus verschiedenen Gründen 

später nicht mehr intere s s iert i s t . Diese Ver fahren ble iben 

über Jahre unerled igt , we i l  es an der notwendigen Mitwirkung 

de s Antragswerbers feh l t . Ab s . 5 so l l  der Behörde die Mög­

l i chke i t  geben , das Verfahren einzustel len , wenn der Antrag­

stel ler , trotzdem er auf die Folgen s e ines Verha l tens nach­

we i s l ich hingewie sen worden i s t , se ine Mitwirkung verwei ­

gert . Aus den se lben Gründen können auch bere its bes tehende 

Begünstigungen ent zogen werden . 
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Im Abs . 6 wurde der we sentl iche Inha lt ( b i sher Abs . 4 )  be i ­

behal ten . D e r  nunmehr ange fügte l e t z t e  Satz so l l  verdeut l i ­

chen , da ß Schüler , Studenten und Leichtbehinderte ( entspre­

chend e iner MdE von 3 0  oder 4 0  v . R ) Le i s tungen aus Mitteln 

des Ausgle ichs tax fond s erhalten können , ohne dem anspruchs ­

berechtigten Personenkre i s  d e s  § 2 Abs . 1 anz ugehören . An­

dererseits  ermächt igt diese Be stimmung aber auch die Behör­

de , s ich von Amt s wegen K larhe i t  darüber zu verscha ffen , ob 

der Antragswerber die im § 1 0 a Abs .  2 oder 3 normierten 

Voraus setzungen e r fül l t . Darüber h inaus erwäch s t  j edoch dem 

Antragswerber kein sub j ektive s Recht auf Le i stungen oder au f 

die Fe ststel lung der Begünstigung . 

Art .  I Z .  2 1  ( §  1 4  Abs . 7 und 8 )  

'Die Umste l lung in der Beze ichnung der Ab s .  5 und 6 im Abs . 7 

und 8 im § 1 4  ergibt s ich durch den neuen systema t i s chen 

Aufbau des § 1 4  und enthä l t  ke ine i nha l t l i che Änderung . 

Art .  I Z .  2 2  ( §  1 4  Abs .  7 letz ter Satz ) 

ergibt s ich aus der neuen Ge setzes systematik . 

Art . I Z .  2 3  ( §  1 6  Abs . 2 )  

Die Ergänzung im letzten Satz bringt zum Ausdruck , daß die 

vom Dienstgeber vorge legten Ver z ei chn i s se nicht nur für die 

Berechnung e iner a l l fäl ligen Au sgleichs taxe sondern in g l e i ­

cher We i se auch für die Prüfung heranzuz iehen s ind , o b  e i nem 

D ienstgeber e ine Prämie zu lei sten i s t . 

Art . I Z .  2 4  ( §  1 6  Abs . 5 ,  6 und 7 )  

Die Bestimmung de s Abs . 5 übe r die Vorlage von Verze ichn i s ­

s e n  durch den Dienstgeber , wenn d i e  Daten von den Trägern 

der Soz i a lver s i cherung auf ma schine l l  verwertbaren Datenträ-
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gern zur Ver fügung ge ste l l t  werden , so l l  nunmehr auch au f 

das Ver fahren betre f fend die Gewährung der Prämien ausge­

dehnt werden . Der Dienstgeber mu ß unter diesen Voraus setzun­

gen n icht j ährlich neuerl ich die Prämien ( §  9a Abs . 1 und 2 )  

beantragen . 

Die im Abs . 6 ange führte Be s timmung über die Benachrichti­

gung der Dienstgeber über Art und Umfang der Daten , die 

übernommen werden , i s t  im we sent l ichen unverändert gebl ie ­

ben . E s  wurde ledigl ich e ine Bes timmung ange fügt , die d a s  

Erlöschen der Bewi l l igung z u r  Be fre iung von d e r  Vorlage des 

Verzeichn i s s e s  zum I nhalt hat . Die dre i j ährige Fal l fr i s t  

wurde in Abst immung z ur Fr i s t  i m  § 9 Abs . 3 festgel egt . 

Aus Gründen der Verwa ltungsverein fachung s o l l  nunmehr gemäß 

Abs .  7 auch für die nicht der Einst e l l ungsp f l i cht unte r l ie­

genden Diens tgeber die j ähr l i che Antrags t e I lung betre f fend 

die Prämien nach § 9 a  Ab s .  1 und 2 dann entfa l len , wenn 

einma l ein Antrag vor l iegt und das Lande s inva l idenamt au f­

grund der übermitte lten Daten in der Lage i s t , für d ie Fo l ­

ge j ahre automati s ch fe s t zustel len , o b  die Vorau s setzungen 

für e ine Prämie we iterh in vorl iegen . Auch in die sem Fal l  i s t  

der Dienstgeber über d i e  Be fre iung von der AntragsteI lung z u  

benachricht igen . Das Erlöschen d e r  Wirksamke i t  d i e s e r  Be­

fre iung i s t  so wie in Abs . 6 auch für die nichte instel lung s ­

p f lichtigen Dienstgeber vorge sehen . 

Das mehr fach ange führte Z i tat " §  9 a  Abs .  1 und 2 "  i s t  nicht 

nur kumu lativ sondern be i Zutre f fen der Vorau s setzungen auch 

a l ternativ zu vers tehen ( Gewährung e iner Prämie wegen Be­

s chä ftigung von Inval iden entweder über die P f l ichtzahl 

hinau s  oder auch dann , wenn überhaupt ke ine Einstel lungsver­

pflichtung bes teht , sowie Gewährung einer Prämie wenn e in in 

Beruf s ausbi ldung s tehender Begüns tigter be schä ftigt wird ) . 
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Art . I Z .  2 5  ( §  1 6  Abs .  8 vorher Abs .  7 )  

e r fo lgt wegen der Ge s e t z e s systematik ohne inhaltl iche Ände­

rung der bes tehenden , aus Gründen de s Datenschutze s  im Jahre 

1 9 7 9  aufgenommenen Rege lung . 

Art . I Z .  2 6  ( §  1 8  Abs . 2 e r s te r  S at z )  

er l äutert durch den K l ammerau sdruck , daß nunmehr auch die 

a l lenfa l l s  au fge l au fenen Z insen ebenso wie die Forderung 

( recht s krä ftig vorges chr iebene Ausgle ichstaxe n )  e iner zwe i­

j ährigen Eintre ibungsverj ährung unter l iegen . 

Art . I Z .  2 7  ( §  1 9 a  Ab s .  1 und 2 )  

Durch die Änderung des § 6 aufgrund der Nove l le BGB l . Nr .  

1 1 1 / 1 9 7 9  i s t  die Mitwirkung der Berghauptmanns cha ften bei 

der Durchführung de s I nva l idene instel lungsge s e t z e s  n i cht 

mehr vorge sehen . Der K l ammerausdruck entfä l lt . 

Da die Prämien z ah lungen die Finanzen des Ausgleichstax fonds 

we sentl ich berühren , s o l l  diesem Fonds auch dann Parte i steI­

lung eingeräumt werden , wenn s ich die Beru fung gegen d i e  

Höhe e iner Prämie oder gegen die Nichtgewährung e iner Prämie 

richtet . 

Abs . 2 wird eben fa l l s  hins icht l ich der Entscheidungen im 

Zusammenhang mi t den Prämien ( §  9 a )  ergänz t .  

Art . I Z .  2 8  ( §  2 2  Abs .  2 b i s  4 )  

Die im Abs .  2 und 4 ange führte Be z e ichnung " begüns t igte 

Inval ide " hat s ich a l s  zu e ng erwiesen , da auch die Inhaber 

von Arntsbe scheinigungen oder Opferauswe i sen in gle i cher 

Wei se wie begünstigte I nva l ide bei der Berechnung der Aus ­

gle ichstaxe zu berück s i chtigen s ind . E s  wurde daher d i e  
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umfas s endere B e z e ichnung " begüns t igte Persone n "  gewählt und 

das Paragraphenz i tat in der K l ammer e rgän z t . 

Analog zur Rege lung im § 5 1  des Arbe i t s losenve r s i cherungsge ­

s e t z e s  wurde mit dem nunmehrigen Ab s . 3 gle i chfal l s  e ine z um 

Bunde s rechenamtsge se t z  ( §  2 Ab s .  1 Z . 1 7 )  korrespond i e re nde 

Rege lung i n  da s I nval idene instel lungsge s e t z  au fgenommen und 

die s chon s e i t  Jahren be s tehende Z u s ammenarb e i t  mit dem 

Bundesrechenamt ausdrück l i ch festge legt . 

Im Abs .  4 wurde wie im Abs .  2 ebenfa l l s  der Begr i f f  der 

" begün stigten Personen" unter E inbe z iehung der I nhaber von 

Amt sbe scheinigungen oder Opfe rauswe i sen k large s te l l t . 

Art . I Z .  2 9  ( §  2 2  Ab s . 5 vorher Abs . 3 )  

enthäl t  nur e ine sys temati sche Umst e l lung i n  der Be z e i chnung 

de s Absat z e s  z u fo lge Ein fügung der Be s t immungen über die 

Mitwirkung des Bunde srechenamte s .  Inha l t l ich tritt keine 

Änderung e in . 

Art . I Z .  3 0  ( §  2 2 a  Abs . 1 0 )  

Wegen der Wiederver l autbarung des Landarbei t sge se t z e s mit 

BGBl . Nr .  2 8 7 / 1 9 8 4  wird die z i tierte Ge s e t z e s s t e l l e  entspre­

chend geändert . Ergänzend er fo lgte auch e ine Klarstei lung 

über die E inräumung der B i ldungs fre i s te l lung , die für I nva­

l idenvertrauenspersonen auch dann bei Fortzah lung des Ent­

ge l t s  gewährt werden so l l ,  wenn wen iger a l s  2 0  begünstigte 

Personen in e inem Betrieb beschä ftigt s ind . E ine z ie lge r i ch­

tete Vertretung und I n formation der Behinderten i s t  nur dann 

zu erreichen , wenn die Inval idenvertrauensperson s e lb s t  

entsprechend informiert i s t . Unter Berücks icht igung d i e s e s  

Er forderni s se s  s ind d i e  Lande sinva l idenämter in den letz ten 

Jahren dazu übergegangen , periodi sch Fortbi l dungs- und In­

formationsveranstaltungen für die Invalidenvertrauenspe r so-
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nen abzuhalten und I n format ionsmater i a l  z u  verte i len . D i e s e  

Veran s t a ltungen 

z ugäng l ich s e i n . 

Art . 1 1  

s o l len a l len I nval idenvertrauensper s onen 

Abs .  1 s o l l  e iner Verein fachung der Verwa l tung i n s o fern 

dienen , a l s  von den Lande s inva l idenämtern bere i t s  erte i l te 

Bewi l l igungen über die Be fre iung der Dienstgeber von der 

j ähr l i chen Vor l age der Ver z e ichn i s s e  über d i e  b e i  i hnen 

beschäftigten Mitarbe i ter und begüns t igten Inva l iden we iter­

h i n  in Ge ltung b le iben und automat i sch auch au f die Be fre i ­

ung von der AntragsteI lung auf Gewährung von Prämien nach 

§ 9a Abs .  1 und/ oder 2 ausgedehnt werde n , zuma l a l le I n for­

mat ionen aus den vom Hauptverband der ö sterre ichi schen So­

z ialvers icherungs träger übermitte lten Daten entnommen werden 

können . 

Abs .  2 s te l l t  k lar , daß die Verp f l ichtung zur Z ahlung von 

Verzugs- bzw . S tundungsz insen s ich nicht nur au f Forderungen 

des Ausg le ichs tax fond s er s treckt , die ab 1 .  Jul i  1 9 8 5  ent­

stehen , sondern auch au f zurückl iegende , noch unbeg l ichene 

Forderungen . Um die Schu ldner ent sprechend auf die Ver­

p f l i chtung zur Z ah lung von Z insen h inwe i sen und i hnen die 

Mög l ichke i t  der z e i tgerechten Begl e ichung der Schu l d  e inräu­

men zu können , so l l  die Bere chnung der Z i n sen aber e r s t  mit 

1 .  Jänner 1 9 8 6  erfo lgen . I nnerha lb der Ubergangs fr i s t  haben 

die Lande s inva l idenämter und der Ausgleichstaxfonds die 

Mög l ichkeit , a l le Betro f fenen zu informieren , um Härten zu 

verme ide n . 

Art .  1 1 1  

D i e s e s  Bunde sge setz s o l l  mit 1 .  Ju l i  1 9 8 5  in Kraft treten . 

Um j edoch die Schu ldner von der nunmehr vor l iegenden Ver­

p fl ichtung zur Z ahlung von Ver zug s - b zw . S tundung s z insen 
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entsprechend informieren z u  können ,  sol l  e ine Ubergangsfrist 

von e inem ha lben Jahr z um Au fgre i fen der in Betracht kommen­

den Fäl l e  und zur Informat ion der Schuldner dienen , soda B de 

facto die Verp f l ichtung zur Z ahlung dieser Zinsen e rst für 

die ab 1 .  Jänner 1 9 8 6  tat sächl i ch noch offenen Forderungen 

des Ausgleichstax fonds e insetzen wird . Inzwi schen wird auch 

e ine umfassende Information der e inste l lungspf l i chtigen 

Dienstgeber im Zusammenhang mit der Vorschre ibung der Aus­

gleichstaxe für das Jahr 1 9 8 4  e rfolgen können (Ve r s endung 

der Bescheide im Herbst 1 9 8 5 ) . 
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